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Preußiſche Geſetzſammlung 


. 27. —— 


(Nr. 10829.) Geſetz, betreffend Erweiterung des Stadtkreiſes Hannover. Vom 19. Juni 1907. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x, 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 

Sri: 


Mit dem 1. Oktober 1907 werden folgende Teile des Landkreiſes Hannover 
von dieſem abgetrennt und mit der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Hannover 
vereinigt: 

1. die Landgemeinde Döhren, Wülfel, Kirchrode, Groß-Buchholz, Klein- 
Buchholz, Bothfeld und Stöcken nach Maßgabe der in den Anlagen A 
bis G abgedruckten Eingemeindungsverträge, 

der Gutsbezirk Mecklenheide und der Flurbuchbezirk Kirchrode-Stadt. 


1 


2 

Mit demſelben Zeitpunkte ($ 1) erhöht ſich die Zahl der Bürgervorſteher 
in der Stadtgemeinde Hannover auf ſechsunddreißig. Durch Ortsſtatut kann ſie 
bis auf achtundvierzig vermehrt werden. 

Über die Anderungen in der Anzahl oder in den Grenzen der Bürger- 
vorſteher⸗Wahldiſtrikte und in der Zahl der in jedem dieſer Wahlbezirke zu 
wählenden Bürgervorſteher aus Anlaß der Vermehrung (Abſ. 1) ſowie wegen des 
Überganges aus dem alten in das neue Verhältnis hat, ſofern im Ortsſtatute 
die erforderlichen Vorſchriften hierüber nicht erlaſſen ſind, der Magiſtrat das 
Geeignete anzuordnen. Dieſe Feſtſetzung bedarf der Beſtätigung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes. 5 

$ 3. 

Zur Ergänzung des Kreistags des Landkreiſes Hannover von dem im § 1 
bezeichneten Zeitpunkt ab auf die vorſchriftsmäßige Mitgliederzahl ($ 40 der 
Kreisordnung für die Provinz Hannover vom 6. Mai 1884, Geſetzſamml. 
S. 181) werden, unter erneuter Verteilung der Kreistagsabgeordneten auf die 
einzelnen Wahlverbände ($$ 67 ff. a. a. O.), die erforderlichen Maßnahmen, ſofern 
es noch nicht geſchehen iſt, unverzüglich getroffen. 
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Ausgegeben zu Berlin den 6. Juli 1907. 
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84. - 

Mit dem im $1 bezeichneten Zeitpunkte ſcheiden die dort benannten Teile 
des Landkreiſes Hannover aus dem fünften Wahlbezirke des Regierungsbezirkes 
Hannover für die Wahlen zum Hauſe der Abgeordneten aus und treten dem 
vierten Wahlbezirke dieſes Regierungsbezirkes (Anlage BI 4, 5 zu § 1 Abſ. 2 
der Kreisordnung vom 6. Mai 1884) hinzu. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Kiel, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 19. Juni 1907. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. v. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. 


Anlage A. 


Vertrag 
zwiſchen 
der Stadtgemeinde Hannover und der Dorfgemeinde Döhren. 


81. 
Die Gemeinde Döhren wird in ihrem ganzen bisherigen Umfange mit 
der Stadtgemeinde Hannover zu einer Stadtgemeinde vereinigt. Gleichzeitig tritt 
dieſelbe aus dem Landkreiſe Hannover aus und in den Stadtkreis Hannover ein. 


82. 

Bis zu einer Vermehrung der Zahl der Bürgervorſteher und einer Neu- 
einteilung der Wahlbezirke wird der Bezirk der Gemeinde Döhren dem benach— 
barten Bürgervorſteher-Wahlbezirk angeſchloſſen. Im Falle einer Vermehrung 
der Bürgervorſteher, der die Stadt nicht ablehnend gegenüberſtehen wird, ſollen 
die jetzigen Gemeinden Döhren und Wülfel mindeſtens einen Bürgervorſteher 
wählen. Wenn nicht binnen einem Jahre nach dem Anſchluſſe die Neuregelung 
erfolgt, ſo muß innerhalb des nächſtfolgenden Jahres eine Neueinteilung der Be— 
zirke vorgenommen werden, bei der Döhren und Wülfel mindeſtens einen Bürger— 
vorſteher-Wahldiſtrikt bilden. 
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| $ 3. 
Die Gemeinde Döhren bildet nach dem Anſchluſſe den Bezirk eines Be— 
zirksvorſtehers. 
84. 
Das Gemeindevermögen und die Gemeindeſchulden der bisherigen Stadt— 
gemeinde Hannover und der Gemeinde Döhren gehen vom Tage des Anſchluſſes 
an auf die vergrößerte Stadtgemeinde über. 


8 5. 

Für die vergrößerte Stadtgemeinde beſteht nur ein Bürgerrecht und ein 
Ortsarmenverband. Die beſtehenden Laſten des Ortsarmenverbandes Döhren 
gehen auf die Stadtgemeinde Hannover über. Dieſe hat ferner die Unter— 
haltung der Gemeindeſchweſter und mindeſtens den bisherigen Zuſchuß der Ge— 
meinde an die Warteſchule zu übernehmen. 

Die für die Stadtgemeinde Hannover geltenden Beſtimmungen über Er⸗ 
werb und Verluſt des Bürgerrechts werden auch für die bisherige Gemeinde 
Döhren am Tage des Anſchluſſes inſoweit in Kraft geſetzt, als nicht in nach— 
ſtehendem ein anderes beſtimmt iſt. 

Die Mitglieder der bisherigen Gemeinde Döhren werden mit dem Tage 
des Anſchluſſes den Mitgliedern der Stadtgemeinde Hannover gleichberechtigt 
bezüglich der in der Stadt Hannover beſtehenden Stiftungen, Armen- und Kranken⸗ 
anſtalten und ſonſtigen dem gemeinen Beſten dienenden Einrichtungen, ſoweit 
die Teilnahme nicht ſtiftungsgemäß an beſondere Vorausſetzungen oder Beſtim— 
mungen gebunden iſt. 

Inſofern durch die Eingemeindung eine Unterbrechung der Friſt zum Er- 
werbe des Unterſtützungswohnſitzes für die Einwohner der Gemeinde Döhren 
oder der Stadtgemeinde Hannover eintritt, übernimmt die erweiterte Stadtge— 
meinde die Verpflichtung, von den lediglich aus der Unterbrechung der Friſt ihr 
erwachſenen Rechten (Anſprüchen oder Einwendungen) anderen Armenverbänden 
gegenüber keinen Gebrauch zu machen. : 


§ 6. 

Die obrigkeitliche Verwaltung im Bezirke der vergrößerten Stadtgemeinde 
ſteht vorbehaltlich der Zuſtändigkeiten des Königlichen Polizeipräſidiums und der 
ſtädtiſchen Polizeiverwaltung dem Magiſtrate der Stadt Hannover zu. Die ge— 
ſamte Baupolizei wird in demſelben Bezirke durch das Stadtbaupolizeiamt wahr— 
genommen. 

Die jetzigen Angeſtellten der Gemeinde Döhren, nämlich: 

1. der Gemeindeſekretär Aug. Fiſcher, 

2. der Gemeindediener Georg Ehlers, 

3. der Gemeindediener Aug. Dürkop, 

4. der Gemeindediener Rob. Heſſe, 
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ſind in den ſtädtiſchen Dienſt nach Maßgabe des Ortsſtatuts vom 12. März 
1900 zur Ausführung des Geſetzes, betreffend die Anſtellung und Verſorgung 
der Kommunalbeamten, vom 30. Juli 1899 unter Anrechnung der bisherigen 
Dienſtzeit zu übernehmen und iſt denſelben bei eintretender Penſionierung die 
Militärzeit anzurechnen. 

Der Gemeindeſekretär Fiſcher wird unter Anrechnung einer am 1. April 1906 
erreichten zehnjährigen Dienſtzeit und mit dem jetzigen Gehalte von 2400 Mark 
in die zweite Klaſſe der Subalternbeamten übernommen. 

Dem Gemeindevorſteher Abelmann iſt für die nach dem Anſchluſſe ver— 
bleibenden Jahre ſeiner jetzigen Dienſtperiode, welche mit dem Juni 1908 ab— 
läuft, das Gehalt von 2000 Mark pro Jahr weiter zu zahlen. 
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87. 
Alle für den Bezirk der bisherigen Stadtgemeinde Hannover geltenden 
ortsſtatutariſchen, reglementariſchen und vom Magiſtrat erlaſſenen ortspolizeilichen 
Vorſchriften treten mit dem Tage des Anſchluſſes auch für den Bezirk der früheren 
Gemeinde Döhren in Kraft. 
Es ſind dies namentlich: 
1. die ortsſtatutariſchen Beſtimmungen, betreffend das Bürgerrecht, vom 
14. Oktober 1887, 
2. die revidierte Armenordnung vom 23. Dezember 1891, 
3. das Ortsſtatut vom 25. April 1895 zum Fluchtliniengeſetze nebſt Nach- 
trag vom 17. Juni 1903, 
die Beſtimmungen, betreffend Verteilung der Einquartierungslaſt, vom 
18. November 1890, 
„die Polizeiverordnung, betreffend die Beſchaffenheit derjenigen Straßen 
und Straßenteile, welche für den öffentlichen Verkehr und den Anbau 
als fertiggeſtellt anzuſehen find, vom 1. November 1894 nebſt Nach— 
trag vom 17. Januar 1896, 
das Ortsſtatut zur Ausführung des Geſetzes, betreffend die Anſtellung 
und Verſorgung der Kommunalbeamten, vom 30. Juli 1899, 
„die Geſchäftsanweiſung für die Bezirksvorſteher vom 3. Dezember 1897, 
das Reglement für die Wahl der Bezirksvorſteher vom 5. Dezember 1891, 
„das Ortsſtatut, betreffend die Bürgervorſteherwahlen, vom 14. April 
1888, 

10. das Reglement für die Bürgervorſteherwahlen vom 14. Januar 1879, 
11. die Polizeiverordnung, betreffend die Anlage der Hausentwäſſerungen, 
4. Februar 1893 
31. März 1896 
ſchluß der bebauten Grundſtücke an die Straßenkanäle, vom 17. Januar 
1893, ſoweit ſich die Beſtimmungen auf die Hausabwäſſer und Fä— 

kalien beziehen. 
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6. 


— 
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vom ſowie die Polizeiverordnung, betreffend den An— 
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Die für die Vororte erlaſſene Bauordnung vom 25. April 1902 ſowie 
die dieſe Baupolizeiordnung abändernde Polizeiverordnung vom 12. Dezember 
1903 bleiben jedoch für die bisherige Gemeinde Döhren bis auf weiteres in 
Geltung. i N 

Zu 3 wird beſonders beſtimmt, daß 

DE 1903 in 


N 7 d 8 3 für Döhr d 
A. der § 7 des Ortswegeſtatuts für Döhren vom 13. Juni 


bezug auf die Wohlfahrteinrichtungen der Wollwäſcherei und -kämmerei 
in Kraft bleiben, 

B. die Stadtgemeinde verpflichtet ſein ſoll, Neubauten von Wohnhäuſern 
auch an ſolchen öffentlichen, den baupolizeilichen Vorſchriften noch nicht 
entſprechenden Wegen zu geſtatten, welche ausreichend befeſtigt ſind. 
Dieſe Wege ſind folgende: 

a) die Richartzſtraße zwiſchen Abelmann- und Wiehbergſtraße, 

b) der Weg im kleinen Felde, zwiſchen Peiner- und Willmerſtraße, 

e) der Schafbrinksweg zwiſchen Garkenburgerweg und Willmerſtraße, 
jedoch übernimmt die Stadtgemeinde keine Verpflichtung, die unter 
A und B bezeichneten Straßen und Wege herzuſtellen. 

§8. 

Der Gemeindebeſchluß vom 13. April 1881, betreffend Errichtung eines 
öffentlichen Schlachthauſes in der Stadt Hannover, gilt vom Tage des An⸗ 
ſchluſſes an im Bezirke der früheren Gemeinde Döhren mit der Abänderung, 
daß von dem Verbote des Schlachtens außerhalb des öffentlichen Schlachthauſes 
das nicht gewerbsmäßige Schlachten von Schweinen ausgeſchloſſen werden ſoll, 
ſolange Döhren äußeres Stadtgebiet iſt. 


8 9. 
In den kirchlichen und parochialen Verhältniſſen wird durch den Anſchluß 
nichts geändert. 
$ 10. 
Der ganze bisherige Gemeindebezirk Döhren wird zunächſt als äußeres 
Stadtgebiet angeſchloſſen. 
§ 11. 
Die jetzigen Gemeinden Döhren und Wülfel ſollen auf die Dauer von 
mindeſtens 10 Jahren nach erfolgtem Anſchluß einen Standesamtsbezirk bilden. 


$ 12. 

Mit dem Tage des Anſchluſſes find die Mitglieder der bisherigen Gemeinde 
Döhren berechtigt, die Friedhöfe der Stadtgemeinde Hannover zu Beerdigungen 
zu benutzen, vorbehaltlich etwaiger Anſprüche der Geiſtlichen und Kirchendiener. 
Die Benutzung des Friedhofs in Döhren ſoll den Einwohnern Döhrens auch 
in Zukunft ausſchließlich zuſtehen. 


et 
$ 13, 

Die bisherigen Schulen der Gemeinde Döhren werden mit dem Tage des 
Anſchluſſes Gemeindeſchulen der vergrößerten Stadtgemeinde. Vorausgeſetzt wird 
hierbei, daß der Schulverband ſeine Auflöſung beſchließt und alle ſeine Rechte 
und Pflichten auf die vergrößerte Stadtgemeinde überträgt. 

Die gewerbliche Fortbildungsſchule bleibt in Döhren beſtehen. 

Die Mitglieder der bisherigen Gemeinde Döhren, deren Kinder die Schulen 
der Stadt Hannover beſuchen, haben vom Tage des Anſchluſſes ab nur noch 
dieſelben Schulgeldſätze zu zahlen wie die Mitglieder der Stadtgemeinde Hannover. 


$ 14. 

Mit dem Tage des Anſchluſſes geht die Verpflichtung der Unterhaltung, 
Beſprengung, Schneeräumung und Beleuchtung der gepflaſterten Straßen und 
öffentlichen Wege ſowie der Reinigung der Fahrbahnen, ſoweit ſie bisher der 
Gemeinde Döhren obgelegen hat, auf die Stadtkaſſe der vereinigten Ge- 
meinden über. 

Die Erweiterung der Straßenbeleuchtung hat mindeſtens in dem Maße 
beziehungsweiſe im Verhältniſſe zu der Einwohnerzunahme zu erfolgen, in welchem 
vor dem Anſchluſſe dem Bedürfniſſe ſeitens der Gemeinde Döhren entſprechend 
Rechnung getragen iſt. Mindeſtens ½ der vorhandenen Straßenlaternen müſſen 
während der Nachtzeit brennen bleiben. 

Die Fußwege neben den Fahrbahnen in der bisherigen Gemeinde Döhren 
ſollen, ſolange dieſelbe zum äußeren Stadtgebiete gehört, von Grand oder ähn⸗ 
lichem geringen Material hergeſtellt werden. Werden dieſe Fußwege auf Antrag 
der anliegenden Grundbeſitzer mit Saumquadern oder Bordſteinen verſehen, ſo 
ſind die Koſten von den Antragſtellern zu tragen. Die öffentlichen Fußwege 
ſind auf Koſten der Stadtkaſſe und zwar mindeſtens in derſelben Güte zu unter⸗ 
halten, wie ſie jetzt vorhanden ſind. Werden ſpäter Straßen der bisherigen Ge— 
meinde Döhren dem inneren Stadtgebiet angeſchloſſen, jo tragen die Anlieger 
die Koſten der Herſtellung der Bürgerſteige, während die ſpätere Unterhaltung 
der Stadtkaſſe zur Laſt fällt. 

Die Reinigung der in der bisherigen Gemeinde Döhren vorhandenen 
öffentlichen Gräben und Waſſerläufe geſchieht nach dem Anſchluß auf Koſten 
der Stadtkaſſe, ſoweit ſie bisher der Gemeinde Döhren obgelegen hat. 


N 
Die Stadtgemeinde iſt verpflichtet, in der Gemeinde Döhren, mit Aus⸗ 
nahme der zu tief liegenden älteren Ortsſtraßen, ein Entwäſſerungsſyſtem für 
die Hausabwäſſer und Fäkalien im Anſchluß an das in der Stadt vorhandene 
für die Villenkolonie Waldhauſen binnen zwei Jahren, für das übrige zur Zeit 
des Anſchluſſes bebaute Gebiet binnen fünf Jahren nach der Vereinigung durch⸗ 
zuführen. Das Regenwaſſer ſoll wie bisher ablaufen, jedoch ſollen einzelne 
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Regenkanäle gebaut werden, ſoweit die Notwendigkeit dazu eintritt, und zwar 
müſſen binnen fünf Jahren, vom Anſchluß ab gerechnet, zwei Regenkanäle 
gebaut werden, einer vom Zuſammenſtoße der Wiehberg⸗ und Landwehrſtraße 
durch die Brückſtraße bis zur Leine und ein zweiter durch die Pfarrſtraße von 
ihrer Abzweigung von der Kirchſtraße ab bis zur Leine, jedoch nur unter der 
Vorausſetzung, daß das erforderliche Terrain von den Intereſſenten unentgeltlich 
zur Verfügung geſtellt wird. 

In denjenigen Straßen, wo nach vorſtehendem innerhalb fünf Jahren 
der Kanal gelegt wird, muß ſpäteſtens binnen weiteren drei Jahren, in Wald— 
hauſen binnen weiteren zwei Jahren, auch die Waſſerleitung gelegt werden. In 
den übrigen vorhandenen und allen neu aufzulegenden Straßen und Straßen⸗ 
teilen wird die Waſſerleitung auf Antrag der Anlieger gebaut, wenn diefelben . 
ſich verpflichten, außer dem Waſſergeld eine 6prozentige Verzinſung und Amortiſation 
des Anlagekapitals für die betreffende Straßenleitung ſo lange zu tragen, als 
nicht ein Waſſergeld von mindeſtens 2 Mark jährlich pro laufenden Meter Waſſer— 
leitungsrohrlänge eingeht. 

Das Waſſergeld iſt nach den Sätzen für die Anlieger im Stadtgebiete 
zu entrichten. 

$ 16. 10 

Diejenigen, welche am Tage des Anſchluſſes in der Gemeinde Döhren 
ihren Wohnſitz haben und ein Grundſtück eigentümlich beſitzen, erhalten für ſich 
und ihre Ehegatten das Bürgerrecht der Stadt Hannover unentgeltlich, falls ſie 
unbeſcholten und preußiſche Staatsangehörige ſind. Wird ſpäter ein Teil der 
bisherigen Gemeinde Döhren dem inneren Stadtgebiet angeſchloſſen, ſo haben 
diejenigen Grundeigentümer, welchen nach obigen Beſtimmungen das Bürgerrecht 
unentgeltlich erteilt iſt, eine Nachzahlung nicht zu leiſten. 


37. 
Kinder, welche Perſonen, denen nach obigen Beſtimmungen das Bürger⸗ 
recht unentgeltlich erteilt wird, nach der Ableiſtung des Bürgereides geboren 
werden, erhalten ohne weiteres das Recht der Bürgerkinder. 


18. 
Kinder, welche vor jener Ableiſtung des Bürgereides geboren ſind, erwerben 
die Rechte der Bürgerkinder nur dann, wenn ſie von den Eltern bei Erwerbung 
des Bürgerrechts oder ſpäteſtens 6 Monate nachher durch Zahlung der im § 6 


der ortsſtatutariſchen Beſtimmungen, betreffend das Bürgerrecht in der Königlichen 
Reſidenzſtadt Hannover, vom sg vorgeſchriebenen Gebühren ein⸗ 


29. November 
gekauft ſind. 


§ 19. 

Nichtgrundbeſitzer, welche im Bezirke der Gemeinde Döhren am Tage des 
Anſchluſſes wohnen und zum Erwerbe des Bürgerrechts verpflichtet ſind, erhalten 
das Bürgerrecht für ſich und ihre Ehefrauen unentgeltlich. 
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Alle übrigen Nichtgrundbeſitzer haben, wenn fie zum Erwerbe des Bürger⸗ 
rechts zugelaſſen werden wollen, Bürgergelder in Gemäßheit des Ortsſtatuts vom 
14. Oktober 1887 zähle 
29. November en 

20. 

Die Bewohner der früheren Gemeinde Döhren haben auf die Dauer von 
ſechs Jahren vom Tage des Anſchluſſes ab 102 ½ Prozent Zuſchlag zur Staats— 
einkommenſteuer zu zahlen. Nach Ablauf dieſes Zeitraums haben ſie, ſolange 
die von ihnen bewohnten Straßen zum äußeren Stadtgebiete gehören, dieſelben 
Zuſchläge zur Einkommenſteuer zu zahlen, welche von den Bewohnern des 
äußeren Stadtgebiets der Stadt Hannover zu zahlen ſind beziehungsweiſe zu 
zahlen ſein werden. 


§ 21. 
Vom Tage des Anſchluſſes ab finden folgende Beſtimmungen auf die 
frühere Gemeinde Döhren Anwendung: 

1. der Gemeindebeſchluß, betreffend die Erhebung der direkten Steuern, 
vom 17. April 1895, 

2. der Gemeindebeſchluß, betreffend Befreiungen von den direkten Steuern, 
vom 17. April 1895, 

3. die Gewerbeſteuerordnung vom 16. März 1903, 

4. die Ordnung, betreffend die Erhebung einer Billettſteuer und einer 
Luſtbarkeitsſteuer, vom 1. Mai 1903, 

5. das Regulativ, betreffend Erhebung von Gebühren in Baupolizeiſachen, 
vom 1. Dezember 1894 nebſt Nachtrag, 

6. die Steuerordnung, betreffend die Erhebung einer Gemeindeſteuer von 
Hunden, vom 30. November 1894, 

7. die Steuerordnung, betreffend die Erhebung einer Gemeindeſteuer vom 
Bier, vom 30. November 1894, 

29. März ] 3 i 

18 April 1895, betreffend die Erhebung einer 
Gemeindeſteuer bei dem Erwerbe von Grundſtücken, nebſt Nachtrag 
vom 20. Februar 1902, 

9. die Beſtimmungen über die Erhebung von Kanalgebühren vom 
26. April 1898. 

Es wird jedoch zu 3 und 6 ausdrücklich beſtimmt: 

a) die Gewerbeſteuerordnung findet während der erſten ſechs Jahre nach 
dem Anſchluß auf die Einwohner der jetzigen Gemeinde Döhren keine 
Anwendung, es wird vielmehr die Gewerbeſteuer während dieſes Zeit— 

raums in der bisherigen Weiſe veranlagt und zwar mit demſelben 
Prozentſatze wie die Grund- und Gebäudeſteuer gemäß $ 22 der vor— 
liegenden Bedingungen erhoben wird; 

b) die Hundeſteuer ſoll auf die Dauer von zehn Jahren nur 10 Mark 
pro Hund betragen. a 


8. die Steuerordnung vom 
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§ 22. 

Die Gemeinde-Grundſteuerordnung vom 16. März 1903 findet auf die 
Eigentümer von Grundſtücken in der früheren Gemeinde Döhren keine An- 
wendung, vielmehr haben diefelben bis zur anderweiten Regulierung der Gemeinde- 
ſteuer vom Grundbeſitze vom Tage des Anſchluſſes an 150 Prozent der ſtaatlich 
veranlagten Gebäudeſteuer und 150 Prozent der ſtaatlich veranlagten Grundſteuer 
zu entrichten. Neue Steuern (Wertſteuern uſw.) dürfen während der nächſten 
ſechs Jahre nicht auf den Grundbeſitz gelegt werden. 


$ 23. 
Die Rechtsverhältniſſe der Realgemeinde Döhren ſowie die Jagdverhältniſſe 
werden durch den Anſchluß der politiſchen Gemeinde nicht berührt. 


§ 24. 

Sobald die Entwicklung der Bebauung es erforderlich macht, verpflichtet 
ſich die Stadtgemeinde, am Ende des Schafbrinkwegs eine Fußgängerbrücke 
über den Eilenriede-Grenzgraben herſtellen zu laſſen; ſie verpflichtet ſich ferner, für 
den Fall, daß die jetzige Privatbrücke beim Kurhaus Eilenriede eingezogen werden 
ſollte, einen anderen Eingang für Waldhauſen in die Eilenriede zu ſchaffen, 
ſobald die Straße, in deren Verlängerung die Brücke zu liegen kommt, auf: 
gelegt iſt. 

$ 25. 

In der bisherigen Gemeinde Döhren darf, ſolange Döhren äußeres Stadt- 
gebiet iſt, auch nach dem Anſchluſſe jährlich im Monat Juni ein Schützenfeſt in 
althergebrachter Weiſe abgehalten werden. 


§ 26. 
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des vorſtehenden Vertrags wird durch 
das den Anſchluß genehmigende Geſetz beſtimmt. 


Hannover, den 10. Januar 1907. Döhren, den 22. Dezember 1906. 
Der Magiſtrat der Königlichen Der Gemeindevorſtand. 
Haupt und Reſidenzſtadt. 
(Siegel) Tramm. Siegel) H. Abelmann. 
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Anlage B. A 


Dertrag 
zwiſchen 
der Stadtgemeinde Hannover und der Dorfgemeinde Wülfel. 


81. 
Die Gemeinde Wülfel wird in ihrem ganzen bisherigen Umfange mit der 
Stadtgemeinde Hannover zu einer Stadtgemeinde vereinigt. Gleichzeitig tritt 
dieſelbe aus dem Landkreiſe Hannover aus und in den Stadtkreis Hannover ein. 


8 2. 

Bis zu einer Vermehrung der Zahl der Bürgervorſteher und einer Neu— 
einteilung der Wahlbezirke wird der Bezirk der Gemeinde Wülfel dem benach— 
barten Bürgervorſteher-Wahlbezirk angeſchloſſen. Im Falle einer Vermehrung 
der Bürgervorſteher, der die Stadt nicht ablehnend gegenüberſtehen wird, ſollen 
die jetzigen Gemeinden Wülfel und Döhren mindeſtens einen Bürgervorſteher 
wählen. Wenn nicht binnen einem Jahre die Neuregelung erfolgt, ſo muß 
eine Neueinteilung der Bezirke vorgenommen werden, bei der Wülfel und Döhren 
einen Bürgervorſteher-Wahldiſtrikt bilden. 


* 
Die Gemeinde Wülfel bildet nach deren Anſchluſſe den Bezirk eines Bezirks 
vorſtehers. 8 
4 


Das Gemeindevermögen und die Gemeindeſchulden der bisherigen Stadt- 
gemeinde Hannover und der Gemeinde Wülfel gehen vom Tage des Anſchluſſes 
an auf die vergrößerte Stadtgemeinde über. 


8 5. 

Für die vergrößerte Stadtgemeinde beſteht nur ein Bürgerrecht und ein 
Ortsarmenverband. Die beſtehenden Laſten des Ortsarmenverbandes Wülfel 
gehen auf den Ortsarmenverband Hannover über. Die Stadtgemeinde hat 
ferner die Unterhaltung der Gemeindeſchweſter und mindeſtens den bisherigen 
Zuſchuß der Gemeinde an die Warteſchule zu übernehmen. 
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Die für die Stadtgemeinde Hannover geltenden Beſtimmungen über Erwerb 
und Verluſt des Bürgerrechts werden auch für die bisherige Gemeinde Wülfel 
am Tage des Anſchluſſes inſoweit in Kraft geſetzt, als nicht in nachfolgendem 
ein anderes beſtimmt iſt. 

Die Mitglieder der bisherigen Gemeinde Wülfel werden mit dem Tage 
des Anſchluſſes den Mitgliedern der Stadtgemeinde Hannover gleichberechtigt 
bezüglich der in der Stadt Hannover beſtehenden Stiftungen, Armen- und 
Krankenanſtalten und ſonſtigen dem gemeinen Beſten dienenden Einrichtungen, 
ſoweit die Teilnahme nicht ſtiftungsgemäß an beſondere Vorausſetzungen oder 
Beſtimmungen gebunden iſt. 

Inſofern durch die Eingemeindung eine Unterbrechung der Friſt zum 
Erwerbe des Unterſtützungswohnſitzes für die Einwohner der Gemeinde Wülfel 
oder der Stadtgemeinde Hannover eintritt, übernimmt die erweiterte Stadtgemeinde 
die Verpflichtung, von den lediglich aus der Unterbrechung der Friſt ihr erwachſenen 
Rechten (Anſprüchen oder Einwendungen) anderen Armenverbänden gegenüber 
keinen Gebrauch zu machen. 5 
$ 6. 

Die obrigkeitliche Verwaltung im Bezirke der vergrößerten Stadtgemeinde 
ſteht vorbehaltlich der Zuſtändigkeiten des Königlichen Polizeipräſidiums und der 
ſtädtiſchen Polizeiverwaltung dem Magiſtrate der Stadt Hannover zu. Die 
geſamte Baupolizei wird in demſelben Bezirke durch das Stadtbaupolizeiamt 
wahrgenommen. 

$ 7. 
Alle für den Bezirk der bisherigen Stadtgemeinde Hannover geltenden 
ortsſtatutariſchen, reglementariſchen und vom Magiſtrat erlaſſenen ortspolizeilichen 
Vorſchriften treten mit dem Tage des Anſchluſſes auch für den Bezirk der früheren 
Gemeinde Wülfel in Kraft. 
Es ſind dies namentlich: 
1. die ortsſtatutariſchen Beſtimmungen, betreffend das Bürgerrecht, vom 
14. Oktober 1887, 

2. die revidierte Armenordnung vom 23. Dezember 1891, 

3. das Ortsſtatut vom 25. April 1895 zum Fluchtliniengeſetze nebft Nachtrag 
vom 17. Juni 1903, 

4. die Beſtimmungen, betreffend Verteilung der Einquartierungslaſt, vom 
18. November 1890, 


5. die Polizeiverordnung, betreffend die Anlage der Hausentwäſſerungen, 
dr e sowie die Polizeiverordnung, betreffend den Anſchl 
vom 1. März 1896 ſowie die Polizeiverordnung, betreffend den Anſchluß 
der bebauten Grundſtücke an die Straßenkanäle, vom 17. Januar 1893, 
ſoweit ſich die Beſtimmungen auf die Hausabwäſſer und Fäkalien beziehen, 
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6. die Polizeiverordnung, betreffend die Beſchaffenheit derjenigen Straßen 
und Straßenteile, welche für den öffentlichen Verkehr und den Anbau 
als fertiggeſtellt anzuſehen ſind, vom 1. November 1894 nebſt Nachtrag 
vom 17. Januar 1896, 

7. das Ortsſtatut zur Ausführung des Geſetzes, betreffend die Anſtellung 
und Verſorgung der Kommunalbeamten, vom 30. Juli 1899, 

8. die Geſchäftsanweiſung für die Bezirksvorſteher vom 3. Dezember 1897, 

9. das Reglement für die Wahl der Bezirksvorſteher vom 5. Dezember 1891, 

10. 10 Ortsſtatut, betreffend die Bürgervorſteherwahlen, vom 14. April 
1888 


11. das Reglement für die Bürgervorſteherwahlen vom 14. Januar 1879. 
Die für die Vororte erlaſſene Bauordnung vom 25. April 1902 ſowie die 
dieſe Baupolizeiordnung abändernde Polizeiverordnung vom 12. Dezember 1903 
bleiben jedoch für die bisherige Gemeinde Wülfel bis auf weiteres in Geltung. 
Zu 3 wird beſonders beſtimmt, daß J 
a) die Stadtgemeinde Hannover verpflichtet ſein ſoll, Neubauten von 
Wohnhäuſern auch an ſolchen öffentlichen, den baupolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften noch nicht entſprechenden Wegen zu geſtatten, welche aus- 
reichend befeſtigt ſind, 
b) ſofern der Fluchtlinienplan von Wülfel ſeitens der Stadtgemeinde nicht 
anerkannt wird, ſoll ein neuer Entwurf zu einem Bebauungsplan inner⸗ 
Whalb zwei Jahren nach dem Anſchluſſe vom Stadtbauamt aufgeſtellt 
und in das Feſtſtellungsverfahren gebracht werden. 


$8. 

Der Gemeindebeſchluß vom 13. April 1881, betreffend Errichtung eines 
öffentlichen Schlachthauſes in der Stadt Hannover, gilt vom Tage des Anſchluſſes 
an im Bezirke der früheren Gemeinde Wülfel mit der Abänderung, daß von dem 
Verbote des Schlachtens außerhalb des öffentlichen Schlachthauſes das nicht 
gewerbsmäßige Schlachten von Schweinen ausgeſchloſſen werden ſoll, ſolange 
Wülfel äußeres Stadtgebiet iſt. 

89. 

In den kirchlichen und parochialen Verhältniſſen wird durch den Anſchluß 
nichts geändert. 

810. 

Der ganze bisherige Gemeindebezirk Wülfel wird zunächſt als äußeres 
Stadtgebiet angeſchloſſen. 

811. 

Die jetzigen Gemeinden Wülfel und Döhren ſollen auf die Dauer von 
mindeſtens 10 Jahren nach erfolgtem Anſchluß einen Standesamtsbezirk bilden. 


= 


812. 

lit dem Tage des Anſchluſſes find die Mitglieder der bisherigen Gemeinde 
Wülfel berechtigt, die Friedhöfe der Stadtgemeinde Hannover zu Beerdigungen 
zu benutzen, vorbehaltlich etwaiger Anſprüche der Geiſtlichen und Kirchendiener. 

Die Benutzung des Friedhofs in Wülfel ſoll den Einwohnern Wülfels 
auch in Zukunft ausſchließlich zuſtehen. Eine Abänderung der Tarifſätze iſt dabei 
nicht ausgeſchloſſen. 

813. 

Die bisherigen Schulen der Gemeinde Wülfel werden mit dem Tage des 
Anſchluſſes Gemeindeſchulen der vergrößerten Stadtgemeinde. Vorausgeſetzt wird 
hierbei, daß der Schulverband ſeine Auflöſung beſchließt und alle ſeine Rechte 
und Pflichten auf die vergrößerte Stadtgemeinde überträgt. 

Die gewerbliche Fortbildungsſchule bleibt für die Gemeinde Wülfel erhalten. 

Die Mitglieder der bisherigen Gemeinde Wülfel, deren Kinder die Schulen 
der Stadt Hannover beſuchen, haben vom Tage des Anſchluſſes ab nur noch 
dieſelben Schulgeldſätze zu zahlen wie die Mitglieder der Stadtgemeinde Hannover. 


sg 14. 

Mit dem Tage des Anſchluſſes geht die Verpflichtung der Unterhaltung 
der gepflaſterten Straßen und öffentlichen Wege, ſoweit ſie bisher der Gemeinde 
Wülfel beziehungsweiſe dem Landkreiſe Hannover obgelegen hat, auf die Stadt— 
kaſſe der vereinigten Gemeinden über. 

Die Fußwege neben den Fahrbahnen in der bisherigen Gemeinde Wülfel 

ſollen, ſolange dieſelbe zum äußeren Stadtgebiete gehört, von Grand oder 
ähnlichem geringen Material hergeſtellt werden. Werden dieſe Fußwege auf 
Antrag der anliegenden Grundbeſitzer mit Saumquadern oder Bordſteinen ver- 
ſehen, ſo ſind die Koſten von den Antragſtellern zu tragen. Die Koſten der 
Reinigung, Beſprengung und Schneeräumung der Fahrbahnen ſowie der Unter⸗ 
haltung und Erleuchtung der öffentlichen Straßen trägt die Stadtkaſſe. Die 
Unterhaltung der öffentlichen Fußwege trägt die Stadtkaſſe. Werden ſpäter 
Straßen der bisherigen Gemeinde Wülfel dem inneren Stadtgebiet angeſchloſſen, 
ſo tragen die Anlieger die Koſten der Herſtellung der Bürgerſteige, während 
die ſpätere Unterhaltung der Stadtkaſſe zur Laſt fällt. 
f Die Erweiterung der Straßenbeleuchtung hat mindeſtens in dem Maße zu 
erfolgen, in welchem vor dem Anſchluſſe ſeitens der Gemeinde Wülfel dem Be⸗ 
dürfniſſe Rechnung getragen iſt. Mindeſtens 20 Prozent der vorhandenen Laternen 
müſſen während der ganzen Nachtzeit brennen bleiben. 

Die Reinigung der in der bisherigen Gemeinde Wülfel vorhandenen öffent- 
lichen Gräben und Waſſerläufe geſchieht nach dem Anſchluß auf Koſten der 
Stadtkaſſe, ſoweit ſie bisher der Gemeinde Wülfel obgelegen hat. 


„ 
$ 15. 5 

Die Stadtgemeinde iſt verpflichtet, in der Gemeinde Wülfel, mit Ausnahme 
der zu tief liegenden älteren Ortsſtraßen, für die Hausabwäſſer und Fäkalien ein 
Entwäſſerungsſyſtem im Anſchluß an das in der Stadt vorhandene binnen 
vier Jahren, vom Anſchluß ab gerechnet, fertigzuſtellen. 

Zu kanaliſieren ſind: 

Bahnhofſtraße, 

Hildesheimer Straße, 

Auf dem Wiehberge, 

Wernerſtraße, 

Fontaineſtraße, 

Eichelkampſtraße (bis zur Bahn), 
Bemeroder Straße (bis zur Ahornſtraße), 
Wilkenburger Straße, 

Marthaſtraße und 

Dorfſtraße. 

Das Regenwaſſer ſoll wie bisher ablaufen, jedoch ſollen binnen fünf 
Jahren einzelne Regenkanäle, welche zugleich unſchädliche Fabrikabwäſſer ein- 
ſchließlich Kondenſationswaſſer aufnehmen, nach der Leine gebaut werden, ſoweit 
die Notwendigkeit dazu eintritt und nur unter der Vorausſetzung, daß die vor- 
handenen öffentlichen Gräben nach der Leine, ohne daß die Intereſſenten hier⸗ 
gegen Einſpruch erheben dürfen, zur Aufnahme und Ableitung dieſer Waſſer 
mitbenutzt werden können. 

In denjenigen Straßen, wo die Kanaliſation binnen vier Jahren durch⸗ 
zuführen iſt, muß möglichſt binnen weiteren zwei Jahren auch die Waſſerleitung 
gelegt werden. In den übrigen vorhandenen und in allen neu aufzulegenden 
Straßen und Straßenteilen erfolgt die Anlage der Waſſerleitung nur dann, 
wenn die Anlieger ſich verpflichten, außer dem Waſſergeld eine ſechsprozentige 
Verzinſung und Amortiſation des Anlagekapitals für die betreffende Straßen⸗ 
leitung ſo lange zu tragen, als nicht ein jährliches Waſſergeld von zwei Mark 
pro Meter Waſſerleitungsrohrlänge eingeht. 

Das Waſſergeld iſt nach den Sätzen im Stadtgebiete zu entrichten. 


$ 16. 

Diejenigen, welche am Tage des Anſchluſſes in der Gemeinde Wülfel 
ihren Wohnſitz haben und ein Grundftüc eigentümlich beſitzen, erhalten für ſich 
und ihre Ehegatten das Bürgerrecht der Stadt Hannover unentgeltlich, falls ſie 
von unbeſcholtenem Wandel ſind und die preußiſche Staatsangehörigkeit beſitzen. 

Wird ſpäter ein Teil der bisherigen Gemeinde Wülfel dem inneren Stadt⸗ 
gebiet angeſchloſſen, ſo haben diejenigen Grundeigentümer, welchen nach obigen 
Beſtimmungen das Bürgerrecht unentgeltlich erteilt iſt, eine Nachzahlung nicht 
zu leiſten. 


209, 


17. 
Kinder, welche Perſonen, denen nach obigen Beſtimmungen das Bürger⸗ 
recht unentgeltlich erteilt wird, nach der Ableiſtung des Bürgereides geboren 
werden, erhalten ohne weiteres das Recht der Bürgerkinder. 


ö $ 18. 

Kinder, welche vor jener Ableiftung des Bürgereides geboren find, erwerben 
die Rechte der Bürgerkinder nur dann, wenn ſie von den Eltern bei Erwerbung 
des Bürgerrechts oder ſpäteſtens ſechs Monate nachher durch Zahlung der im 
§ 6 der ortsſtatutariſchen Beſtimmungen, betreffend das Bürgerrecht in der 


14. Oktober 5 
29. November 1887 vorgeſchriebenen 


Königlichen Reſidenzſtadt Hannover, vom 
Gebühren eingekauft ſind. 
| $ 19. 

Nichtgrundbeſitzer, welche im Bezirke der Gemeinde Wülfel am Tage des 
Anſchluſſes wohnen und zum Erwerbe des Bürgerrechts verpflichtet find, erhalten 
das Bürgerrecht für ſich und ihre Ehegatten unentgeltlich. 

Alle übrigen Nichtgrundbeſitzer haben, wenn ſie zum Erwerbe des Bürger⸗ 
rechts zugelaſſen werden wollen, Bürgergeld in Gemäßheit des Ortsſtatuts vom 

14. Oktober 1887 bl 
29. November N 
$ 20. 

Die Bewohner der früheren Gemeinde Wülfel haben während der erſten 
drei Jahre vom Tage des Anſchluſſes ab 102 ½ Prozent Zuſchlag zur Einkommen⸗ 
ſteuer zu zahlen. Nach Ablauf dieſer Friſt haben ſie, ſolange die von ihnen 
bewohnten Straßen zum äußeren Stadtgebiete gehören, dieſelben Zuſchläge zur 
Einkommenſteuer zu zahlen, welche von den Bewohnern des äußeren Stadtgebiets 
der Stadt Hannover zu zahlen ſind beziehungsweiſe zu zahlen ſein werden. 


821. 
Vom Tage des Anſchluſſes ab finden folgende Beſtimmungen auf die 
frühere Gemeinde Wülfel Anwendung: 

1. der Gemeindebeſchluß, betreffend die Erhebung der direkten Steuern, 
vom 17. April 1895, 

2. der Gemeindebeſchluß, betreffend Befreiungen von den direkten Steuern, 
vom 17. April 1895, 

3. die Gewerbeſteuerordnung vom 16. März 1903, i 

4. die Ordnung, betreffend die Erhebung einer Billettſteuer und einer 
Luſtbarkeitsſteuer, vom 1. Mai 1903, g 

5. das Regulativ, betreffend Erhebung von Gebühren in Baupolizeiſachen, 
vom 1. Dezember 1894 nebſt Nachtrag, 


6. die Steuerordnung, betreffend die Erhebung einer Gemeindeſteuer von 
Hunden, vom 30. November 1894, 

7. die Steuerordnung, betreffend die Erhebung einer Gemeindeſteuer vom 
Bier, vom 30. November 1894, a 

= 8 1895, betreffend die Erhebung einer 

Gemeindeſteuer bei dem Erwerbe von Grundſtücken, nebſt Nachtrag 

vom 20. Februar 1902, 

die Beſtimmungen über die Erhebung der Kanalgebühren vom 

26. April 1898. 

Es wird jedoch zu 3 und 6 ausdrücklich beſtimmt: 

a) die Gewerbeſteuerordnung findet während der erſten ſechs Jahre nach 
dem Anſchluß auf die Einwohner der jetzigen Gemeinde Wülfel keine 
Anwendung; es wird vielmehr die Gewerbeſteuer während dieſes Zeit— 
raums in der bisherigen Weiſe veranlagt und zwar mit demſelben 
Prozentſatze, wie die Grund- und Gebäudeſteuer gemäß § 22 der vor- 
liegenden Bedingungen erhoben wird; 

b) die Hundeſteuer beträgt für die nächſten 10 Jahre nur 10 Mark 
pro Hund. 8 


8. die Steuerordnung vom 


ne} 


22, 


Die Gemeinde- Grundfteuerordnung vom 16. März 1903 findet auf die 
Eigentümer von Grundſtücken in der früheren Gemeinde Wülfel keine Anwendung, 
vielmehr haben dieſelben bis zur anderweiten Regulierung der Gemeindeſteuer 
vom Grundbeſitze vom Tage des Anſchluſſes an 150 Prozent der ſtaatlich veran— 
lagten Gebäudeſteuer und 150 Prozent der ſtaatlich veranlagten Grundſteuer zu 
entrichten. "Bu 

Neue Steuern dürfen während der erſten ſechs Jahre nach dem Anſchluſſe 
nicht auf den Grundbeſitz in Wülfel gelegt werden. 


8 23. 


Der Gemeindevorſteher Schimmel iſt mit ſeinem jetzigen Dienſteinkommen 
unter Anrechnung einer am 1. April 1906 erreichten dreizehnjährigen Dienſtzeit 
und mit dem Range eines Bureauvorſtehers dauernd in den ſtädtiſchen Dienſt 
zu übernehmen und in die erſte Klaſſe der Subalternbeamten einzureihen. Er 
hat eine ſeiner jetzigen Funktion angemeſſene Stelle zu erhalten, einen Bureau— 
vorſteherpoſten aber dann, wenn ein ſolcher frei oder neu errichtet wird. 

Ferner ſollen die übrigen Angeſtellten der Gemeinde Wülfel: der Eich- 
meiſter, 2 Gemeindediener und der Flurhüter mit ihrem bisherigen Gehalt im 
ſtädtiſchen Dienſte Verwendung finden. 
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8 24. 


In der ban Gemeinde Wülfel darf, ſolange ſie äußeres Stadtgebiet 
iſt, auch nach dem Anſchluſſe jährlich im Monat Auguſt ein Schützenfeſt in alt— 
hergebrachter Weiſe abgehalten werden. 


§ 25. 
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des vorſtehenden Vertrags wird durch 
das den Anſchluß genehmigende Geſetz beſtimmt. 


Hannover, den 10. Januar 1907. Wülfel, den 24. Dezember 1906. 
Der Magiſtrat der Königlichen Der Gemeindevorſtand. 
Haupt- und Reſidenzſtadt. 
Siegel.) Tramm. (Siegel.) Schimmel. 


Anlage C. 


Vertrag 
zwiſchen 
der Stadtgemeinde Hannover und der Dorfgemeinde Kirchrode. 


Sl. 
Die Gemeinde Kirchrode wird in ihrem ganzen bisherigen Umfange mit 
der Stadtgemeinde Hannover zu einer Stadtgemeinde vereinigt. Gleichzeitig tritt 
dieſelbe aus dem Landkreiſe Hannover aus und in den Stadtkreis Hannover ein. 


8 2. 

Bis zu einer Vermehrung der Zahl der Bürgervorſteher oder einer Neu— 
einteilung der Wahlbezirke wird der Bezirk der Gemeinde Kirchrode dem benach— 
barten ſtädtiſchen Bürgervorſteherbezirk angeſchloſſen. Im Falle einer Ver— 
mehrung der Bürgervorſteher ſoll Kirchrode möglichſt mit Kleefeld zu einem 
Bürgervorſteher-Wahldiſtrikt vereinigt werden. 
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$ 3. . 
Die Gemeinde Kirchrode bildet nach deren Anſchluſſe den Bezirk eines Be— 
zirksvorſtehers. 
84. 
Das Gemeindevermögen und die Gemeindeſchulden der bisherigen Stadt— 
gemeinde Hannover und der Gemeinde Kirchrode gehen vom Tage des Anſchluſſes 
an auf die vergrößerte Stadtgemeinde über. 


$5. 

Für die vergrößerte Stadtgemeinde befteht nur ein Bürgerrecht und ein 
Ortsarmenverband. Die jetzigen Laſten des Ortsarmenverbandes Kirchrode gehen 
auf die Stadtgemeinde Hannover über. Die für die Stadtgemeinde Hannover 
geltenden Beſtimmungen über Erwerb und Verluſt des Bürgerrechts werden auch 
für die bisherige Gemeinde Kirchrode am Tage des Anſchluſſes inſoweit in Kraft 
geſetzt, als nicht in nachfolgendem ein anderes beſtimmt iſt. ö 

Die Mitglieder der bisherigen Gemeinde Kirchrode werden mit dem Tage 
des Anſchluſſes den Mitgliedern der Stadtgemeinde Hannover gleichberechtigt 
bezüglich der in der Stadt Hannover beſtehenden Stiftungen, Armen- und 
Krankenanſtalten und ſonſtigen dem gemeinen Beſten dienenden Einrichtungen, 
ſoweit die Teilnahme nicht ſtiftungsgemäß an beſondere Vorausſetzungen oder 
Beſtimmungen gebunden iſt. 

Inſofern durch die Eingemeindung eine Unterbrechung der Friſt zum Er- 
werbe des Unterftügungswohnfiges für die Einwohner der Gemeinde Kirchrode 
oder der Stadtgemeinde Hannover eintritt, übernimmt die erweiterte Stadtgemeinde 
die Verpflichtung, von den lediglich aus der Unterbrechung der Friſt ihr erwachſenen 
Rechten (Anſprüchen oder Einwendungen) anderen Armenverbänden gegenüber 
keinen Gebrauch zu machen. 

3 


Die obrigkeitliche Verwaltung im Bezirke der vergrößerten Stadtgemeinde 
ſteht vorbehaltlich der Zuſtändigkeiten des Königlichen Polizeipräſidiums und der 
ſtädtiſchen Polizeiverwaltung dem Magiſtrate der Stadt Hannover zu. Die ge⸗ 
ſamte Baupolizei wird in demſelben Bezirke durch das Stadtbaupolizeiamt wahr⸗ 
genommen. 

Die Angeſtellten der Gemeinde Kirchrode (Gemeindediener und Nacht— 
wächter) ſind in den ſtädtiſchen Dienſt unter ihren bisherigen Bedingungen zu 
übernehmen. 

| $7. 

Alle für den Bezirk der bisherigen Stadtgemeinde Hannover geltenden orts⸗ 
ſtatutariſchen, reglementariſchen und vom Magiſtrat erlaſſenen ortspolizeilichen 
Vorſchriften treten mit dem Tage des Anſchluſſes auch für den Bezirk der 
früheren Gemeinde Kirchrode in Kraft. 


„ 


Es ſind dies namentlich: 

1. die ortsſtatutariſchen Beſtimmungen, betreffend das Bürgerrecht, vom 
14. Oktober 1887, 

. die revidierte Armenordnung vom 23. Dezember 1891, 

das Ortsſtatut vom 25. April 1895 zum Fluchtliniengeſetze nebſt Nach— 
trag vom 17. Juni 1903, 

4. die Beſtimmungen, betreffend Verteilung der Einquartierungslaſt, vom 
18. November 1890, 

5. die Polizeiverordnung, betreffend die Beſchaffenheit derjenigen Straßen 
und Straßenteile, welche für den öffentlichen Verkehr und den Anbau 
als fertiggeſtellt anzuſehen find, vom 1. November 1894 nebſt Nach- 
trag vom 17. Januar 1896, 

6. das Ortsſtatut zur Ausführung des Geſetzes, betreffend die Anſtellung 
und Verſorgung der Kommunalbeamten, vom 30. Juli 1899, 

7. die Geſchäftsanweiſung für die Bezirksvorſteher vom 3. Dezember 1897, 

8. das Reglement für die Wahl der Bezirksvorſteher vom 5. Dezember 1891, 

9. das Ortsſtatut, betreffend die Bürgervorſteherwahlen, vom 14. April 1888, 

0 
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das Reglement für die Bürgervorſteherwahlen vom 14. Januar 1879, 
die Polizeiverordnung, betreffend die Anlage der Hausentwäſſerungen, 
4. Februar 1893 28 a, 
vom 31 Mar; 1896 Merz 1896 ſowie die Polizeiverordnung, betreffend den An⸗ 
ſchluß der bebauten Grundſtücke an die Straßenkanäle, vom 17. Ja⸗ 
nuar 1893, ſoweit ſich die Beſtimmungen auf die Hausabwäſſer und 
Fäkalien beziehen. 
Die für die Vororte erlaſſene Bauordnung vom 25. April 1902 ſowie die 
dieſe Baupolizeiordnung abändernde Polizeiverordnung vom 12. Dezember 1903 
bleiben jedoch für die bisherige Gemeinde Kirchrode bis auf weiteres in Geltung. 
Zu 3 wird bemerkt, daß die Stadtgemeinde Hannover verpflichtet fein foll, 
Neubauten von Wohnhäuſern auch an ſolchen öffentlichen, den baupolizeilichen 
Vorſchriften noch nicht entſprechenden Wegen zu geſtatten, welche chauſſiert oder 
ſonſt ausreichend befeſtigt ſind. 


8. 

Der Gemeindebeſchluß vom 13. April 1881, betreffend Errichtung eines 
öffentlichen Schlachthauſes in der Stadt Hannover, gilt vom Tage des An— 
ſchluſſes an im Bezirke der früheren Gemeinde Kirchrode mit der Abänderung, 
daß von dem Verbote des Schlachtens außerhalb des öffentlichen Schlachthauſes 
das nicht gewerbsmäßige Schlachten von Schweinen und außerdem, ſolange 
Kirchrode äußeres Stadtgebiet bleibt, das nicht gewerbsmäßige Schlachten von 
anderem Schlachtvieh jeder Art ausgeſchloſſen werden ſoll. 


69. 
In den kirchlichen und parochialen Verhältniſſen wird durch den Anſchluß 
nichts geändert. 
87° 
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§10. 
Der ganze bisherige Gemeindebezirk Kirchrode wird zunächſt als äußeres 
Stadtgebiet angeſchloſſen. 
Ei 
Der bisherige Standesamtsbezirk Kirchrode wird nach erfolgtem Anfchluffe 
mit dem Standesamte Hannover vereinigt, ſobald dazu die Genehmigung der 
Staatsregierung erteilt iſt. 
$ 12. 
Mit dem Tage des Anſchluſſes ſind die Mitglieder der bisherigen Gemeinde 
Kirchrode berechtigt, die Friedhöfe der Stadtgemeinde Hannover zu Beerdigungen 
zu benutzen, vorbehaltlich etwaiger Anſprüche der Geiſtlichen und Kirchendiener. 


f $13. 

Die bisherigen Schulen der Gemeinde Kirchrode werden mit dem Tage 
des Anſchluſſes Gemeindeſchulen der vergrößerten Stadtgemeinde. Vorausgeſetzt 
wird hierbei, daß der Schulverband ſeine Auflöſung beſchließt und alle ſeine 
Rechte und Pflichten auf die vergrößerte Stadtgemeinde überträgt. 

Die Mitglieder der bisherigen Gemeinde Kirchrode, deren Kinder die 
Schulen der Stadt Hannover beſuchen, haben vom Tage des Anſchluſſes ab 
nur noch dieſelben Schulgeldſätze zu zahlen wie die Mitglieder der Stadtgemeinde 
Hannover. 

$ 14. 

Mit dem Tage des Anſchluſſes geht die Verpflichtung der Unterhaltung 
der gepflaſterten Straßen und öffentlichen Wege, ſoweit fie bisher der Gemeinde 
Kirchrode obgelegen hat, auf die Stadtkaſſe der vereinigten Gemeinden über. 

Die Fußwege neben den Fahrbahnen in der bisherigen Gemeinde Kirchrode 
ſollen, ſolange dieſelbe zum äußeren Stadtgebiete gehört, von Grand oder ähn— 
lichem geringen Material hergeſtellt werden. Werden dieſe Fußwege auf Antrag 
der anliegenden Grundbeſitzer mit Saumquadern oder Bordſteinen verſehen, ſo 
ſind die Koſten von den Antragſtellern zu tragen. Die Unterhaltung der öffent 
lichen Fußwege trägt die Stadtkaſſe. Werden ſpäter Straßen der bisherigen 
Gemeinde Kirchrode dem inneren Stadtgebiet angeſchloſſen, ſo tragen die Anlieger 
die Koſten der Herſtellung der Bürgerſteige, während die ſpätere Unterhaltung 
der Stadtkaſſe zur Laſt fällt. 

Die Reinigung der in der bisherigen Gemeinde Kirchrode vorhandenen 
öffentlichen Gräben und Waſſerläufe geſchieht nach dem Anſchluß auf Koſten der 
Stadtkaſſe, ſoweit ſie bisher der Gemeinde Kirchrode obgelegen hat. 


815. 
Die Stadtgemeinde iſt verpflichtet, in der Gemeinde Kirchrode ein Ent- 
wäſſerungsſyſtem zur Abführung der Hausabwäſſer und Fäkalien für die Neu— 
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ſtädter Straße bis zur Kaiſer Wilhelm-Straße und für die Kaiſer Wilhelm-Straße 
innerhalb fünf Jahre nach erfolgtem Anſchluſſe durchzuführen. 
Binnen weiteren drei Jahren ſind zu kanaliſieren: 
Große Hüllenſtraße, 
Kirchſtraße, 
. Sehnder Straße, 
Winkelſtraße, 
Kronsberger Straße, 
„Jöhrensſtraße, 
Waſſerkampſtraße, 
und ferner, ſoweit ſie bisher bebaut ſind: 
8. Langehopſtraße, 
9. Ernſtſtraße, 
10. Kleine Hüllenſtraße. 


Die Waſſerleitung iſt in dieſen Straßen beziehungsweiſe Straßenteilen 
innerhalb der vorbezeichneten Friſt auf Koſten der Stadt zu legen und zu unter⸗ 
halten. In den übrigen vorhandenen und in allen ſpäter neu aufzulegenden 
Straßen und Straßenteilen erfolgt die Anlage der Waſſerleitungen auf Antrag 
der Anlieger nur dann, wenn ſie ſich verpflichten, neben dem Waſſergeld eine 
6 prozentige Verzinſung und Amortiſation des Anlagekapitals für die betreffende 
Straßenleitung ſo lange zu tragen, als nicht ein Waſſergeld von 2 Mark jährlich 
pro lfd. Meter Waſſerleitungsrohrlänge eingeht. Das Waſſergeld iſt nach den 
Sätzen für die Anlieger im Stadtgebiete zu zahlen. 


AAS 


$ 16. 

Diejenigen, welche am Tage des Anſchluſſes in Kirchrode ihren Wohnfig 
haben und ein Grundſtück in der Gemeinde Kirchrode eigentümlich beſitzen, er- 
halten für ſich und ihre Ehegatten das Bürgerrecht der Stadt Hannover un- 
entgeltlich, wenn ſie unbeſcholten und preußiſche Staatsangehörige ſind. 

Wird ſpäter ein Teil der bisherigen Gemeinde Kirchrode dem inneren 
Stadtgebiet angeſchloſſen, ſo haben diejenigen Grundeigentümer, welchen nach 
obigen Beſtimmungen das Bürgerrecht unentgeltlich erteilt iſt, eine Nachzahlung 
nicht zu leiſten. 

$ 17. 

Kinder, welche Perſonen, denen nach obigen Beſtimmungen das Bürger⸗ 
recht unentgeltlich erteilt wird, nach der Ableiſtung des Bürgereides geboren 
werden, erhalten ohne weiteres das Recht der Bürgerkinder. 


818. 
Kinder, welche vor jener Ableiſtung des Bürgereides geboren ſind, erwerben 
die Rechte der Bürgerkinder nur dann, wenn ſie von den Eltern bei Erwerbung 
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des Bürgerrechts oder ſpäteſtens ſechs Monate nachher durch Zahlung der im $ 6 
der ortsſtatutariſchen Beſtimmungen, betreffend das Bürgerrecht in der König- 
lichen Reſidenzſtadt Hannover, vom en 1887 vorgeſchriebenen Gebühren 
eingekauft ſind. 

19. 

Nichtgrundbeſitzer, welche im Bezirke der Gemeinde Kirchrode am Tage 
des Anſchluſſes wohnen und zum Erwerbe des Bürgerrechts verpflichtet ſind, 
erhalten das Bürgerrecht für ihre Perſon unentgeltlich. 

Alle übrigen Nichtgrundbeſitzer haben, wenn fie zum Erwerbe des Bürger⸗ 
rechts zugelaſſen werden wollen, Bürgergeld in Gemäßheit des Ortsſtatuts vom 


14. Oktober 
0 e 1887 zu zahlen. 


§ 20. 

Die Bewohner der früheren Gemeinde Kirchrode haben auf die Dauer 
von fünf Jahren vom Tage des Anſchluſſes ab 102½ Prozent Zuſchlag zur 
Staatseinkommenſteuer zu zahlen. Nach Ablauf dieſes Zeitraums haben fie, 
folange die von ihnen bewohnten Straßen zum äußeren Stadtgebiete gehören, 
dieſelben Zuſchläge zur Einkommenſteuer zu zahlen, welche von den Bewohnern 
des äußeren Stadtgebiets der Stadt Hannover zu zahlen ſind beziehungsweiſe zu 
zahlen ſein werden. 

§ 21. 
Vom Tage des Anſchluſſes ab finden folgende Beſtimmungen auf die 
frühere Gemeinde Kirchrode Anwendung: 
1. der Gemeindebeſchluß, betreffend die Erhebung der direkten Steuern, 
vom 17. April 1895, 

2. der Gemeindebeſchluß, betreffend Befreiungen von den direkten Steuern, 
vom 17. April 1895, 

3. die Gewerbeſteuerordnung vom 16. März 1903, 

4. die Ordnung, betreffend die Erhebung einer Billettſteuer und einer Luſt⸗ 
barkeitsſteuer, vom 1. Mai 1903, 

5. das Regulativ, betreffend Erhebung von Gebühren in Baupolizeiſachen, 
vom 1. Dezember 1894 nebſt Nachtrag, 
die Steuerordnung, betreffend die Erhebung einer Gemeindeſteuer von 

Hunden, vom 30. November 1894, 
die Steuerordnung, betreffend die Erhebung einer Gemeindeſteuer vom 
Bier, vom 30. November 1894, 
8. die Steuerordnung vom I 1895, betreffend die Erhebung einer 
Gemeindeſteuer bei dem Erwerbe von Grundſtücken, nebſt Nachtrag vom 
20. Februar 1902, 
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9. die Beſtimmungen über die Erhebung der Kanalgebühren vom 26. April 
1898. 


Die Hundeſteuer wird jedoch nicht erhoben für einen Hund, der zur Be⸗ 
wachung eines landwirtſchaftlichen Gehöfts gehalten wird. : 


$ 22. 

Die Gemeinde- Grundfteuerordnung vom 16. März 1903 findet auf die 
Eigentümer von Grundſtücken in der früheren Gemeinde Kirchrode keine Anwendung 
vielmehr haben dieſelben auf die Dauer von vier Jahren nach erfolgtem Anſchluß 
125 Prozent der ſtaatlich veranlagten Gebäudeſteuer und 125 Prozent der ſtaat⸗ 
lich veranlagten Grundſteuer zu zahlen. Nach Ablauf dieſes Zeitraums haben 
fie bis zur anderweiten Regulierung der Gemeindeſteuern vom Grundbeſitz 
150 Prozent der ſtaatlich veranlagten Gebäudeſteuer und 150 Prozent der ſtaat⸗ 
lich veranlagten Grundſteuer zu entrichten. 

Neue Steuern dürfen während der erſten ſechs Jahre, vom Anſchluß ab 
gerechnet, nicht auf den Grundbeſitz gelegt werden. 


$ 23. 
Die Rechtsverhältniſſe der Realgemeinde Kirchrode ſowie die Jagdverhältniſſe 
werden durch den Anſchluß der politiſchen Gemeinde nicht berührt. 
Von den auf den Namen der Gemeinde Kirchrode im Grundbuche Blatt 107 
eingetragenen Grundſtücken ſollen diejenigen, welche früher der Realgemeinde 
gehört haben, ihrer bisherigen Beſtimmung nach Maßgabe des § 21 des Rezeſſes 


30. September g 
vom 21. 22. Oktober 1856 erhalten bleiben. 


§ 24. 

In der bisherigen Gemeinde Kirchrode darf, ſolange Kirchrode äußeres 
Stadtgebiet iſt, auch nach dem Anſchluſſe jährlich ein Schützenfeſt in alther- 
gebrachter Weiſe abgehalten werden. 

§ 25. 
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des vorſtehenden Vertrags wird durch 
das den Anſchluß genehmigende Geſetz beſtimmt. 


Hannover, den 10. Januar 1907. Kirchrode, den 24. Dezember 1906. 


Der Magiſtrat der Königlichen Der Gemeindevorſtand. 
Haupt- und Reſidenzſtadt. 


(Siegel) Tramm. Siegel.) Borchers. 
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Anlage D. 


Vertrag 
zwiſchen 
der Stadtgemeinde Hannover und der Dorfgemeinde Groß-Buchholz. 


07, 

Die Gemeinde Groß-Buchholz wird in ihrem ganzen bisherigen Umfange 
mit der Stadtgemeinde Hannover zu einer Stadtgemeinde vereinigt. Gleich- 
zeitig tritt dieſelbe aus dem Landkreiſe Hannover aus und in den Stadtkreis 
Hannover ein. 

92 


Bis zu einer Vermehrung der Zahl der Bürgervorſteher wird der Bezirk 
der Gemeinde Groß-Buchholz dem benachbarten ſtädtiſchen Bürgervorſteherbezirk 
angeſchloſſen. Bei eintretender Vermehrung der Zahl der Bürgervorſteher ſoll 
auf die Intereſſen der bisherigen Gemeinde Groß-Buchholz beſtimmt Rückſicht 
genommen werden. 

83. 

Die Gemeinde Groß-Buchholz bildet nach deren Anſchluſſe den Bezirk eines 

Bezirksvorſtehers. ; 
984. 


Das Gemeindevermögen und die Gemeindeſchulden der bisherigen Stadt— 

er Hannover und der Gemeinde Groß-Buchholz gehen vom Tage des 
nfchluffes an auf die vergrößerte Stadtgemeinde über. 
§ 5. 

Für die vergrößerte Stadtgemeinde beſteht nur ein Bürgerrecht und ein 
Ortsarmenverband. 

Die für die Stadtgemeinde Hannover geltenden Beſtimmungen über Erwerb 
und Verluſt des Bürgerrechts werden auch für die bisherige Gemeinde Groß— 
Buchholz am Tage des Anſchluſſes inſoweit in Kraft geſetzt, als nicht in nach— 
folgendem ein anderes beſtimmt iſt. 

Die Mitglieder der bisherigen Gemeinde Groß-Buchholz werden mit dem 
Tage des Anſchluſſes den Mitgliedern der Stadtgemeinde Hannover gleichberechtigt 
bezüglich der in der Stadt Hannover beſtehenden Stiftungen, Armen- und 
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Krankenanſtalten und fonftigen dem gemeinen Beſten dienenden Einrichtungen, 
ſoweit die Teilnahme nicht ſtiftungsgemäß an beſondere Vorausſetzungen oder 
Beſtimmungen gebunden iſt. Die Armenlaſten der Gemeinde Groß-Buchholz 
werden von der vergrößerten Stadtgemeinde übernommen; insbeſondere wird die 
von den Gemeinden Groß-Buchholz, Klein-Buchholz-Lahe und Bothfeld unter- 
haltene Gemeindeſchweſter mit dem Tage des Anſchluſſes von der vergrößerten 
Stadtgemeinde unterhalten und nach Bedarf eine zweite Schweſter angeſtellt. 

Inſofern durch die Eingemeindung eine Unterbrechung der Friſt zum Er⸗ 
werbe des Unterſtützungswohnſitzes für die Einwohner der Gemeinde Groß— 
Buchholz oder der Stadtgemeinde Hannover eintritt, übernimmt die erweiterte 
Stadtgemeinde die Verpflichtung, von den lediglich aus der Unterbrechung der 
Friſt ihr erwachſenen Rechten (Anſprüchen oder Einwendungen) anderen Armen— 
verbänden gegenüber keinen Gebrauch zu machen. 


§ 6. 

Die obrigkeitliche Verwaltung im Bezirke der vergrößerten Stadtgemeinde 
ſteht vorbehaltlich der Zuſtändigkeiten des Königlichen Polizeipräſidiums und der 
ſtädtiſchen Polizeiverwaltung dem Magiſtrate der Stadt Hannover zu. Die ge⸗ 
ſamte Baupolizei wird in demſelben Bezirke durch das Stadtbaupolizeiamt wahr- 
genommen. Der Gemeindediener der Gemeinde Groß-Buchholz wird mit dem 
Tage des Anſchluſſes von der vergrößerten Stadtgemeinde, unter Anrechnung 
ſeiner Dienſtzeit in der Gemeinde, in den ſtädtiſchen Dienſt eingeſtellt. 


. 

Alle für den Bezirk der bisherigen Stadtgemeinde Hannover geltenden 
ortsſtatutariſchen, reglementariſchen und vom Magiſtrat erlaſſenen ortspolizeilichen 
Vorſchriften treten mit dem Tage des Anſchluſſes auch für den Bezirk der früheren 
Gemeinde Groß-Buchholz in Kraft. 

Es ſind dies namentlich: 

1. die ortsſtatutariſchen Beſtimmungen, betreffend das Bürgerrecht, vom 

14. Oktober 1887, 

die revidierte Armenordnung vom 23. Dezember 1891, 

. das Ortsſtatut vom 25. April 1895 zum Fluchtliniengeſetze nebſt Nach— 
trag vom 17. Juni 1903, 

4. die Beſtimmungen, betreffend Verteilung der Einquartierungslaſt, vom 
18. November 1890, 

5. die Polizeiverordnung, betreffend die Beſchaffenheit derjenigen Straßen 
und Straßenteile, welche für den öffentlichen Verkehr und den Anbau 
als fertiggeſtellt anzuſehen ſind, vom 1. November 1894 nebſt Nach— 
trag vom 17. Januar 1896, 

6. das Ortsſtatut zur Ausführung des Geſetzes, betreffend die Anſtellung 
und Verſorgung der Kommunalbeamten, vom 30. Juli 1899, 
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7. die Geſchäftsanweiſung für die Bezirksvorſteher vom 3. Dezember 1897, 

8. das Reglement für die Wahl der Bezirksvorſteher vom 5. Dezember 1891, 

9. das Ortsſtatut, betreffend die Bürgervorſteherwahlen, vom 14. April 1888, 

10. das Reglement für die Bürgervorſteherwahlen vom 14. Januar 1879. 

Die für die Vororte erlaſſene Bauordnung vom 25. April 1902 ſowie 
die dieſe Baupolizeiordnung abändernde Polizeiverordnung vom 12. Dezember 
1903 bleiben jedoch für die bisherige Gemeinde Groß-Buchholz bis auf weiteres 
in Geltung. 


$ 8. 

Der Gemeindebeſchluß vom 13. April 1881, betreffend Errichtung eines 
öffentlichen Schlachthauſes in der Stadt Hannover, gilt vom Tage des Anſchluſſes 
an im Bezirke der früheren Gemeinde Groß-Buchholz mit der Abänderung, daß 
von dem Verbote des Schlachtens außerhalb des öffentlichen Schlachthauſes das 
nicht gewerbsmäßige Schlachten von Schweinen und außerdem, ſolange Groß— 
Buchholz äußeres Stadtgebiet bleibt, das nicht gewerbsmäßige Schlachten von 
anderem Schlachtviehe jeder Art ausgeſchloſſen werden ſoll. 


8 9. 
In den kirchlichen und parochialen Verhältniſſen wird durch den Anſchluß 
nichts geändert. 


§ 10. 

Der ganze bisherige Gemeindebezirk Groß-Buchholz wird zunächſt als äußeres 

Stadtgebiet angeſchloſſen. 
su. 

Der bisherige Standesamtsbezirk Groß-Buchholz wird nach erfolgtem An- 
ſchluſſe mit dem Standesamte Hannover vereinigt, ſobald dazu die Genehmigung 
der Staatsregierung erteilt iſt. Falls auch die Gemeinden Klein-Buchholz-Lahe 
und Bothfeld angeſchloſſen werden, ſo ſoll für dieſe und Groß-Buchholz zu— 
ſammen ein beſonderes Standesamt, welches möglichſt zentral zu dieſen Gemeinden 
liegt, auf die Dauer von mindeſtens zehn Jahren vom Anſchluß ab errichtet 
werden. 

$ 12. 

Mit dem Tage des Anſchluſſes find die Mitglieder der bisherigen Gemeinde 
Groß-⸗Buchholz berechtigt, die Friedhöfe der Stadtgemeinde Hannover zu Be⸗ 
erdigungen zu benutzen, vorbehaltlich etwaiger Anſprüche der Geiſtlichen und 
Kirchendiener. 

Der neu angekaufte Friedhof der Gemeinde Groß⸗Buchholz wird von der 
vergrößerten Stadtgemeinde mit der Maßgabe übernommen, daß er für die 
Gemeinde Groß-Buchholz allein erhalten bleibt. Vorausgeſetzt wird dabei, daß 
die Kirchengemeinde den Friedhof der Stadtgemeinde Hannover überläßt. 
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§ 13. 

Die bisherigen Schulen der Gemeinde Groß-Buchholz werden mit dem 
Tage des Anſchluſſes Gemeindeſchulen der vergrößerten Stadtgemeinde. 

Die Mitglieder der bisherigen Gemeinde Groß-Buchholz, deren Kinder die 
Schulen der Stadt Hannover beſuchen, haben vom Tage des Anſchluſſes ab 
nur noch dieſelben Schulgeldſätze zu zahlen wie die Mitglieder der Stadt- 
gemeinde Hannover. 

$ 14. 

Mit dem Tage des Anſchluſſes geht die Verpflichtung der Unterhaltung 
der gepflaſterten Straßen und öffentlichen Wege, ſoweit ſie bisher der Gemeinde 
Groß⸗Buchholz obgelegen hat, auf die Stadtkaſſe der vereinigten Gemeinden über. 

Die Fußwege neben den Fahrbahnen in der bisherigen Gemeinde Groß— 
Buchholz ſollen, ſolange dieſelbe zum äußeren Stadtgebiete gehört, von Grand 
oder ähnlichem geringen Material hergeſtellt werden. Werden dieſe Fußwege 
auf Antrag der anliegenden Grundbeſitzer mit Saumquadern oder Bordſteinen 
verſehen, ſo ſind die Koſten von den Antragſtellern zu tragen. Die Unterhaltung 
der öffentlichen Fußwege trägt die Stadtkaſſe. Werden ſpäter Straßen der bis⸗ 
herigen Gemeinde Groß-Buchholz dem inneren Stadtgebiet angeſchloſſen, ſo 
tragen die Anlieger die Koften der Herſtellung der Buͤrgerſteige, während die 
ſpätere Unterhaltung der Stadtkaſſe zur Laſt fällt. 

Die Reinigung der in der bisherigen Gemeinde Groß-Buchholz vorhandenen 
öffentlichen Gräben und Waſſerläufe geſchieht nach dem Anſchluß auf Koſten 
der Stadtkaſſe, ſoweit ſie bisher der Gemeinde Groß-Buchholz obgelegen hat. 


. 

Diejenigen, welche am Tage des Anſchluſſes in der Gemeinde Groß— 
Buchholz wohnen und ein Grundſtück eigentümlich beſitzen, erhalten für ſich und 
ihre Ehegatten das Bürgerrecht der Stadt Hannover unentgeltlich, wenn ſie 
unbeſcholten und preußiſche Staatsangehörige ſind. 

Wird ſpäter ein Teil der bisherigen Gemeinde Groß-Buchholz dem inneren 
Stadtgebiet angeſchloſſen, ſo haben diejenigen Grundeigentümer, welchen nach 
obigen Beſtimmungen das Bürgerrecht unentgeltlich erteilt iſt, eine Nachzahlung 
nicht zu leiſten. 

§ 16. 

Kinder, welche Perſonen, denen nach obigen Beſtimmungen das Bürger— 
recht unentgeltlich erteilt wird, nach der Ableiſtung des Bürgereides geboren 
werden, erhalten ohne weiteres das Recht der Bürgerkinder. 


$ 17. 

Kinder, welche vor jener Ableiftung des Bürgereides geboren find, erwerben 
die Rechte der Bürgerkinder nur dann, wenn ſie von den Eltern bei Erwerbung 
des Bürgerrechts oder ſpäteſtens ſechs Monate nachher durch Zahlung der im 
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86 der ortsſtatutariſchen Beſtimmungen, betreffend das Bürgerrecht in der 
4. 
Königlichen Reſidenzſtadt Hannover, vom 6. wender 1887 vorgeſchriebenen Ge— 


bühren eingekauft ſind. 
$ 18. 

Nichtgrundbeſitzer, welche im Bezirke der Gemeinde Groß-Buchholz am 
Tage des Anſchluſſes wohnen und zum Erwerbe des Bürgerrechts verpflichtet 
ſind, erhalten das Bürgerrecht für ſich und ihre Ehegatten unentgeltlich. Alle 
übrigen Nichtgrundbeſitzer haben, wenn fie zum Erwerbe des Bürgerrechts zu— 
elaſſen werden wollen, Bürgergeld in Gemäßheit des Ortsſtatuts vom 
14. Oktober 1887 zu zahlen 
29. November zu z A 

$ 19. 


Die Bewohner der früheren Gemeinde Groß-Buchholz haben vom Tage 
des Anſchluſſes ab, ſolange die von ihnen bewohnten Straßen zum äußeren 
Stadtgebiete gehören, dieſelben Zufchläge zur Einkommenſteuer zu zahlen, welche 
von den Bewohnern des äußeren Stadtgebiets der Stadt Hannover zu zahlen 
ſind beziehungsweiſe zu zahlen ſein werden. 


§ 20. 


Vom Tage des Anſchluſſes ab finden folgende Beſtimmungen auf die 
frühere Gemeinde Groß-Buchholz Anwendung: 


1. der Gemeindebeſchluß, betreffend die Erhebung der direkten Steuern, 
vom 17. April 1895, a 

2. der Gemeindebeſchluß, betreffend Befreiungen von den direkten Steuern, 
vom 17. April 1895, 

3. die Gewerbeſteuerordnung vom 16. März 1903, 

4. die Ordnung, betreffend die Erhebung einer Billettſteuer und einer 
Luſtbarkeitsſteuer, vom 1. Mai 1903, 

5. das Regulativ, betreffend Erhebung von Gebühren in Baupolizeiſachen, 
vom 1. Dezember 1894 nebſt Nachtrag, 

6. die Steuerordnung, betreffend die Erhebung einer Gemeindeſteuer von 
Hunden, vom 30. November 1894, 

7. die Steuerordnung, betreffend die Erhebung einer Gemeindeſteuer vom 
Bier, vom 30. November 1894, 

8. die Steuerordnung vom 18. Apr 1895 „betreffend die Erhebung einer 

Gemeindeſteuer bei dem Erwerbe von Grundſtücken, nebſt Nachtrag vom 

20. Februar 1902. 


Die Hundeſteuer wird jedoch nicht erhoben für einen Hund, der zur 
Bewachung eines landwirtſchaftlichen Gehöfts gehalten wird. 
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$.21. 

Die Gemeinde-Grundſteuerordnung vom 16. März 1903 findet auf die 
Eigentümer von Grundſtücken in der früheren Gemeinde Groß Buchholz keine 
Anwendung, vielmehr haben dieſelben bis zur anderweiten Regulierung der 
Gemeindeſteuern vom Grundbeſitze vom Tage des Anſchluſſes an 150 Prozent 
der ſtaatlich veranlagten Gebäudeſteuer und 150 Prozent der ſtaatlich veranlagten 
Grundſteuer zu entrichten. 

Neue Steuern dürfen während der erſten ſechs Jahre, vom Tage des An— 
ſchluſſes an gerechnet, nicht auf den Grundbeſitz gelegt werden. 


22. 
Die Rechtsverhältniſſe der Realgemeinde Groß-Buchholz werden durch den 
Anſchluß der politiſchen Gemeinde nicht berührt. 


$ 23. 
Der bisherigen Gemeinde Groß-Buchholz wird hinſichtlich der SS 10 und 
14 zugeſtanden: 

1. daß bei Schneefall die ſämtlichen bebauten Straßen der Ortſchaft durch 
Schneepflüge dem Verkehr offengehalten werden und auch die ſonſtige 
Reinigung wie bisher erfolgt; 

2. daß der bisher noch nicht befeftigte Teil der Weidetorſtraße bis zum 
Forſthauſe Steuerndieb binnen ſechs Jahren nach dem Anſchluſſe 
chauſſiert werden ſoll; 

3. daß der Weg vom Dorfe nach dem Neuen Lande binnen zwei Jahren 
nach dem Anſchluſſe Chauſſeedecke erhält und die Kapellenbrinkſtraße 
von der Schule bis zum Luttermannſchen Hofe befeſtigt wird; 

4 daß die Gehägeſtraße bis zum 1. Oktober 1907 chauſſeemäßig aus⸗ 
gebaut werden ſoll, wenn alle Anlieger das zur Erbreiterung derſelben 
erforderliche Terrain bis zum 1. April 1907 unentgeltlich abgetreten 
haben; 

daß die nach der Gehägeſtraße führende Brücke bei Tegtmeyers Ruh 
durch eine befahrbare Brücke für leichtes Fuhrwerk binnen drei Monaten 
nach dem Anſchluß erſetzt wird und daß dieſe Brücke demſelben Fuhr⸗ 
werksverkehre freigegeben wird, welcher jetzt auf den Eilenriedechauſſeen 
geſtattet ift; 
daß die Trinkwaſſerleitung innerhalb eines Jahres nach erfolgtem 
Anſchluß an der Celler Chauſſee und Gehägeſtraße von der Stadt 
anzulegen iſt; das Waſſergeld iſt nach dem Verbrauche feſtzuſetzen; 
die bislang von der Gemeinde Groß-Buchholz angelegte Straßen⸗ 
beleuchtung iſt in dem bisherigen Umfange zu erhalten ſowie auf die 
ſpäter noch anzulegenden Straßen auszudehnen, 


a 


6. 


— 
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8. die Anlieger der ſämtlichen jetzt vorhandenen Dorfſtraßen, ſoweit dieſe 
als ſogenannte hiſtoriſche anzuſehen ſind, ſind von den Aptierungskoſten 
freizulaſſen; 

9. der Feuerlöſchdienſt wird von der Stadt Hannover übernommen mit 
der Maßgabe, daß die Gemeindeſpritze in Groß-Buchholz verbleibt; 

10. das Schützen-, Ernte- und Faſtnachtsfeſt darf, ſolange Groß⸗Buchholz 
äußeres Stadtgebiet iſt, je zwei Tage in der bisherigen Weiſe abgehalten 
werden. 

gs 24. 

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des vorſtehenden Vertrags wird durch 

das den Anſchluß genehmigende Geſetz beſtimmt. 


Hannover, den 10. Januar 1907. Groß-Buchholz, den 26. Dezember 1906. 


Der Magiſtrat der Königlichen Der Gemeindevorſtand. 
[daft 7 
Haupt⸗ und Reſidenzſtadt. 3. 8 
(Siegel) Tramm. Siegel) G. Gehrke. 
Anlage E. 


Vertrag 
zwiſchen ' 
der Stadtgemeinde Hannover und der Dorfgemeinde Klein-Buchholz-Lahe. 


981. . 

Die Gemeinde Klein-Buchholz-Lahe wird in ihrem ganzen bisherigen 
Umfange mit der Stadtgemeinde Hannover zu einer Stadtgemeinde vereinigt. 
Gleichzeitig tritt dieſelbe aus dem Landkreiſe Hannover aus und in den Stadt— 
kreis Hannover ein. 

9.2. 

Bis zu einer Vermehrung der Zahl der Bürgervorſteher wird der Bezirk 

der Gemeinde Klein-Buchholz-Lahe dem benachbarten ſtädtiſchen Bürgervorſteher— 
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bezirk angeſchloſſen. Bei eintretender Vermehrung der Zahl der Bürgervorſteher 
ſoll auf die Intereſſen der bisherigen Gemeinde Klein-Buchholz-Lahe beſtimmt 
Rückſicht genommen werden. 


$ 3. 
Die Gemeinde Klein-Buchholz-Lahe bildet nach deren Anſchluſſe den Bezirk 
eines Bezirksvorſtehers. 
84. i 
Das Gemeindevermögen und die Gemeindeſchulden der bisherigen Stadt— 


gemeinde Hannover und der Gemeinde Klein-Buchholz-Lahe gehen vom Tage 
des Anſchluſſes an auf die vergrößerte Stadtgemeinde über. 


5. 

Für die vergrößerte Stadtgemeinde beſteht nur ein Bürgerrecht und ein 
Ortsarmenverband. Die für die Stadtgemeinde Hannover geltenden Beſtimmungen 
über Erwerb und Verluſt des Bürgerrechts werden auch für die bisherige Ge— 
meinde Klein⸗Buchholz-Lahe am Tage des Anſchluſſes inſoweit in Kraft geſetzt, 
als nicht in nachfolgendem ein anderes beſtimmt iſt. 

Die Mitglieder der bisherigen Gemeinde Klein-Buchholz-Lahe werden mit 
dem Tage des Anſchluſſes den Mitgliedern der Stadtgemeinde Hannover gleich- 
berechtigt bezüglich der in der Stadt Hannover beſtehenden Stiftungen, Armen⸗ 
und Krankenanſtalten und ſonſtigen dem gemeinen Beſten dienenden Einrichtungen, 
ſoweit die Teilnahme nicht ſtiftungsgemäß an beſondere Vorausſetzungen oder 
Beſtimmungen gebunden iſt. Die Armenlaſten der Gemeinde Klein-Buchholz⸗ 
Lahe werden von der vergrößerten Stadtgemeinde übernommen, insbeſondere wird 
die von den Gemeinden Klein-Buchholz-Lahe, Groß-Buchholz und Bothfeld unter- 
haltene Gemeindeſchweſter mit dem Tage des Anſchluſſes von der vergrößerten 
Stadtgemeinde unterhalten und nach Bedarf eine zweite Schweſter angeſtellt. 

Inſofern durch die Eingemeindung eine Unterbrechung der Friſt zum Er⸗ 
werbe des Unterſtützungswohnſitzes für die Einwohner der Gemeinde Klein⸗Buch⸗ 
holz-Lahe oder der Stadtgemeinde Hannover eintritt, übernimmt die erweiterte 
Stadtgemeinde die Verpflichtung, von den lediglich aus der Unterbrechung der 
Friſt ihr erwachſenen Rechten (Anſprüchen oder Einwendungen) anderen Armen⸗ 
verbänden gegenüber keinen Gebrauch zu machen. 


§ 6. 

Die obrigkeitliche Verwaltung im Bezirke der vergrößerten Stadtgemeinde 
ſteht vorbehaltlich der Zuſtändigkeiten des Königlichen Polizeipräſidiums und der 
ſtädtiſchen Polizeiverwaltung dem Magiſtrate der Stadt Hannover zu. 

Die geſamte Baupolizei wird in demſelben Bezirke durch das Stadtbau— 
polizeiamt wahrgenommen. 


87. . 
Alle für den Bezirk der bisherigen Stadtgemeinde Hannover geltenden 
ortsſtatutariſchen, reglementariſchen und vom Magiſtrat erlaſſenen ortspolizeilichen 
Vorſchriften treten mit dem Tage des Anſchluſſes auch für den Bezirk der früheren 
Gemeinde Klein-Buchholz-Lahe in Kraft. 
Es ſind dies namentlich: 
1. die ortsſtatutariſchen Beſtimmungen, betreffend das Bürgerrecht, vom 
14. Oktober 1887, 
die revidierte Armenordnung vom 23. Dezember 1891, 
das Ortsſtatut vom 25. April 1895 zum Fluchtliniengeſetze nebſt Nach— 
trag vom 17. Juni 1903, 

4. die Beſtimmungen, betreffend Verteilung der Einquartierungslaſt, vom 
18. November 1890, 

5. die Polizeiverordnung, betreffend die Beſchaffenheit derjenigen Straßen 
und Straßenteile, welche für den öffentlichen Verkehr und den Anbau 
als fertiggeſtellt anzuſehen find, vom 1. November 1894 nebſt Nach— 
trag vom 17. Januar 1896, 

6. das Ortsſtatut zur Ausführung des Geſetzes, betreffend die Anſtellung 
und Verſorgung der Kommunalbeamten, vom 30. Juli 1899, 

7. die Geſchäftsanweiſung für die Bezirksvorſteher vom 3. Dezember 1897, 

8. das Reglement für die Wahl der Bezirksvorſteher vom 5. Dezember 1891, 

9. das Ortsſtatut, betreffend die Bürgervorſteherwahlen, vom 14. April 1888, 

10. das Reglement für die Bürgervorſteherwahlen vom 14. Januar 1879. 

Die für die Vororte erlaſſene Bauordnung vom 25. April 1902 ſowie 

die dieſe Baupolizeiordnung abändernde Polizeiverordnung vom 12. Dezember 1903 
bleiben jedoch für die bisherige Gemeinde Klein-Buchholz-Lahe bis auf weiteres 
in Geltung. 
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§8. 

Der Gemeindebeſchluß vom 13. April 1881, betreffend Errichtung eines 
öffentlichen Schlachthauſes in der Stadt Hannover, gilt vom Tage des An— 
ſchluſſes an im Bezirke der früheren Gemeinde Klein-Buchholz-Lahe mit der Ab- 
änderung, daß von dem Verbote des Schlachtens außerhalb des öffentlichen 
Schlachthauſes das nicht gewerbsmäßige Schlachten von Schweinen und außerdem, 
ſolange Klein-Buchholz-Lahe äußeres Stadtgebiet bleibt, das nicht gewerbsmäßige 
Schlachten von anderem Schlachtviehe jeder Art ausgeſchloſſen werden ſoll. 


§ 9. 
In den kirchlichen und parochialen Verhältniſſen wird durch den Anſchluß 
nichts geändert. 
§ 10. 
Der ganze bisherige Gemeindebezirk Klein-Buchholz-Lahe wird zunächſt 
als äußeres Stadtgebiet angeſchloſſen. 
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§11. 

Der bisherige Standesamtsbezirk Klein-Buchholz-Lahe wird nach erfolgtem 
Anſchluſſe mit dem Standesamte Hannover vereinigt, ſobald dazu die Genehmi⸗ 
gung der Staatsregierung erteilt iſt. Im Falle des Anſchluſſes der drei Ort— 
ſchaften Klein-Buchholz-Lahe, Bothfeld und Groß- Buchholz ſoll für dieſe drei 
Gemeinden ein beſonderes Standesamt, welches möglichſt zentral zu den Gemeinden 
liegt, auf die Dauer von mindeſtens zehn Jahren, vom Anſchluß ab gerechnet, 
errichtet werden. 

812. 

Mit dem Tage des Anſchluſſes find die Mitglieder der bisherigen Gemeinde 
Klein-Buchholz-Lahe berechtigt, die Friedhöfe der Stadtgemeinde Hannover zu 
Beerdigungen zu benutzen, vorbehaltlich etwaiger Anſprüche der Geiftlichen und 
Kirchendiener. 

Der von der Gemeinde Klein-Buchholz-Lahe und Bothfeld neu angekaufte, 
in der Feldmark Bothfeld auf dem „Harkenbraken“ belegene Friedhof wird von 
der vergrößerten Stadtgemeinde übernommen, vorausgeſetzt, daß die Kirchen— 
gemeinde Klein-Buchholz-Lahe den Friedhof der Stadt überläßt. 


§ 13. 

Die bisherigen Schulen der Gemeinde Klein-Buchholz-Lahe werden mit 
dem Tage des Anſchluſſes Gemeindeſchulen der vergrößerten Stadtgemeinde. 
Vorausgeſetzt wird hierbei, daß der Schulverband ſeine Auflöſung beſchließt und 
alle ſeine Rechte und Pflichten auf die vergrößerte Stadtgemeinde überträgt. 

Die Mitglieder der bisherigen Gemeinde Klein-Buchholz-Lahe, deren 
Kinder die Schulen der Stadt Hannover beſuchen, haben vom Tage des An- 
ſchluſſes ab nur noch dieſelben Schulgeldſätze zu zahlen wie die Mitglieder der 
Stadtgemeinde Hannover. 

§ 14. 

Mit dem Tage des Anſchluſſes geht die Verpflichtung der Unterhaltung 
der gepflaſterten Straßen und öffentlichen Wege, ſoweit ſie bisher der Gemeinde 
Klein-Buchholz-Lahe obgelegen hat, auf die Stadtkaſſe der vereinigten Ge— 
meinden über. 

Die Fußwege neben den Fahrbahnen in der bisherigen Gemeinde Klein: 
Buchholz-Lahe ſollen, ſolange dieſelbe zum äußeren Stadtgebiete gehört, 
von Grand oder ähnlichem geringen Material hergeſtellt werden. Werden dieſe 
Fußwege auf Antrag der anliegenden Grundbeſitzer mit Saumquadern oder Bord— 
ſteinen verſehen, ſo ſind die Koſten von den Antragſtellern zu tragen. Die 
Unterhaltung der öffentlichen Fußwege trägt die Stadtkaſſe. Werden ſpäter 
Straßen der bisherigen Gemeinde Klein-Buchholz-Lahe dem inneren Stadt: 
gebiet angeſchloſſen, ſo tragen die Anlieger die Koſten der Herſtellung der Bürger— 
ſteige, während die ſpätere Unterhaltung der Stadtkaſſe zur Laſt fällt. 
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Die Reinigung der in der bisherigen Gemeinde Klein-Buchholz-Lahe vor- 
handenen öffentlichen Gräben und Waſſerläufe geſchieht nach dem Anſchluß auf 
Koſten der Stadtkaſſe, foweit fie bisher der Gemeinde Klein-Buchholz-Lahe ob- 
gelegen hat. 
5.15. 


Diejenigen, welche am Tage des Anſchluſſes in der Gemeinde Klein⸗ 
Buchholz⸗Lahe wohnen und ein Grundſtück eigentümlich beſitzen, erhalten für 
ſich und ihre Ehegatten das Bürgerrecht der Stadt Hannover unentgeltlich, wenn 
ſie unbeſcholten und preußiſche Staatsangehörige ſind. 

Wird ſpäter ein Teil der bisherigen Gemeinde Klein-Buchholz-Lahe dem 
inneren Stadtgebiet angeſchloſſen, ſo haben diejenigen Grundeigentümer, welchen 
nach obigen Beſtimmungen das Bürgerrecht unentgeltlich erteilt iſt, eine Nach- 
zahlung nicht zu leiſten. 5 

8 16. 


Kinder, welche Perſonen, denen nach obigen Beſtimmungen das Bürger⸗ 
recht unentgeltlich erteilt wird, nach der Ableiſtung des Bürgereides geboren 
werden, erhalten ohne weiteres das Recht der Bürgerkinder. 


I. 

Kinder, welche vor jener Ableiſtung des Bürgereides geboren ſind, erwerben 
die Rechte der Bürgerkinder nur dann, wenn ſie von den Eltern bei Erwerbung 
des Bürgerrechts oder ſpäteſtens ſechs Monate nachher durch Zahlung der im 
$ 6 der ortsſtatutariſchen Beſtimmungen, Be das Bürgerrecht in der 

"ey . ober in 
Königlichen Reſidenzſtadt Hannover, vom ehe 1887 vorgeſchriebenen Ge⸗ 
bühren eingekauft ſind. 

$ 18. 

Nichtgrundbeſitzer, welche im Bezirke der Gemeinde Klein-Buchholz⸗Lahe 
am Tage des Anſchluſſes wohnen und zum Erwerbe des Bürgerrechts verpflichtet 
ſind, erhalten das Bürgerrecht für ſich und ihre Ehegatten unentgeltlich. 

Alle übrigen Nichtgrundbeſitzer haben, wenn ſie zum Erwerbe des Bürger⸗ 
rechts zugelaſſen werden wollen, Bürgergeld in Gemäßheit des Ortsſtatuts vom 
14. Oktober 1887 zu zahlen 
29. November zu z f 

i § 19. 

Die Bewohner der früheren Gemeinde Klein-Buchholz-Lahe haben vom 
Tage des Anſchluſſes ab, ſolange die von ihnen bewohnten Straßen zum äußeren 
Stadtgebiete gehören, dieſelben Zuſchläge zur Einkommenſteuer zu zahlen, welche 
von den Bewohnern des äußeren Stadtgebiets der Stadt Hannover zu zahlen 
ſind beziehungsweiſe zu zahlen ſein werden. 
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| § 20. 
Vom Tage des Anſchluſſes ab finden folgende Beſtimmungen auf die 
frühere Gemeinde Klein-Buchholz-Lahe Anwendung: 
1. der Gemeindebeſchluß, betreffend die Erhebung der direkten Steuern, 
vom 17. April 1895, 
der Gemeindebeſchluß, betreffend Befreiungen von den direkten Steuern, 
vom 17. April 1895, 
3. die Gewerbeſteuerordnung vom 16. März 1903, 
4. die Ordnung, betreffend die Erhebung einer Billettfteuer und einer 
Luſtbarkeitsſteuer, vom 1. Mai 1903, 
5. das Regulativ, betreffend Erhebung von Gebühren in Baupolizei— 
ſachen, vom 1. Dezember 1894 nebſt Nachtrag, 
6. die Steuerordnung, betreffend die Erhebung einer Gemeindeſteuer von 
Hunden, vom 30. November 1894, 
7. die Steuerordnung, betreffend die Erhebung einer Gemeindeſteuer vom 
Bier, vom 30. November 1894, 
8. die Steuerordnung vom 18 20 1895, betreffend die Erhebung einer 
Gemeindeſteuer bei dem Erwerbe von Grundſtücken, nebſt Nachtrag 
vom 20. Februar 1902. 
Die Hundeſteuer wird jedoch nicht erhoben für einen Hund, der zur Be— 
wachung eines landwirtſchaftlichen Gehöfts gehalten wird. 


f § 21. 

Die Gemeinde-Grundſteuerordnung vom 16. März 1903 findet auf die 
Eigentümer von Grundſtücken in der früheren Gemeinde Klein-Buchholz-⸗Lahe 
keine Anwendung, vielmehr haben dieſelben bis zur anderweiten Regulierung der 
Gemeindeſteuer vom Grundbeſitze vom Tage des Anſchluſſes an 150 Prozent der 
ſtaatlich veranlagten Gebäudeſteuer und 150 Prozent der ſtaatlich veranlagten 
Grundſteuer zu entrichten. 

Neue Steuern dürfen während der erſten 6 Jahre, vom Tage des An— 
ſchluſſes ab gerechnet, auf den Grundbeſitz nicht gelegt werden. 


8 22. 
Die Rechts⸗ und Vermögensverhältniſſe der Realgemeinde Klein-Buchholz— 
Lahe werden durch den Anſchluß der politiſchen Gemeinde nicht berührt. 


§ 23. 
Der bisherigen Gemeinde Klein-Buchholz-Lahe wird hinſichtlich der §§ 10 
und 14 zugeſtanden: 
1. bei Schneefall müſſen die ſämtlichen bebauten Straßen der Ortſchaft 
durch Schneepflüge dem Verkehr offengehalten werden, auch ſoll die 
ſonſtige Reinigung wie bisher erfolgen, 
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2. innerhalb vier Jahre nach erfolgtem Anſchluß iſt die Straße auf dem 
Potthofe (Parzelle Nr. 166) von der Dorfſtraße Klein-Buchholz—Both⸗ 
feld bis zu der Stelle, wo der Weg den Weg Parzelle Nr. 169 
ſchneidet, neu zu pflaſtern, 

3. innerhalb vier Jahre nach erfolgtem Anſchluß iſt die Straße auf dem 
Dreihorn vom Grundſtücke des Hofbeſitzers Heinrich Halberſtadt bis 
zur Endgrenze des Grundſtücks von Karl Wehrhahn umzupflaſtern 
und der Laher Kirchweg (Parzelle Nr. 165 und ein Teil von Parzelle 
Nr. 166) mit Steinſchlagbahn zu verſehen, 

4. die Trinkwaſſerleitung iſt innerhalb eines Jahres nach erfolgtem An⸗ 
ſchluß an der Celler Chauſſee bis zur Kreuzung mit der Bothfelder 
Chauſſee von der Stadt anzulegen; das Waſſergeld iſt nach dem 
Verbrauche zu berechnen, 

5. die Straßenbeleuchtung iſt von der Stadtgemeinde ſtets in dem jetzigen 
Umfang in gutem Zuftande zu erhalten und, falls eine Erweiterung 
derſelben ſich als notwendig erweiſen ſollte, iſt ſolche zur Ausführung 
zu bringen, 

„die Anlieger der jetzt vorhandenen Dorfſtraßen, ſoweit dieſe als ſo— 
genannte hiſtoriſche anzuſehen ſind, ſind von den Aptierungskoſten frei 
zu laſſen, 

der Feuerlöſchdienſt iſt von der Stadtgemeinde zu übernehmen. Die 
vorhandene Spritze iſt in Bothfeld zu belaſſen, 

8. der derzeitige Gemeindediener in der Gemeinde Klein-Buchholz-Lahe 
Wilhelm Legrand iſt in entſprechender Weiſe von der Stadtgemeinde 
zu übernehmen, 

9. ſolange die bisherige Gemeinde Klein⸗Buchholz-Lahe zum äußeren 
Stadtgebiete gehört, ſoll das Schützen; Ernte- und Faſtnachtsfeſt an 
je zwei Tagen in der bisherigen Weiſe abgehalten werden, und zwar 
in den von dem jeweilig beſtehenden Schützenklub zu beſtimmenden 
Zeiten. 


S 


— 


§ 24. 
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des vorſtehenden Vertrags wird durch 
das den Anſchluß genehmigende Geſetz beſtimmt. 


Hannover, den 10. Januar 1907. Klein⸗Buchholz-Lahe, den 27. De 
zember 1906. 


Der Magiſtrat der Königlichen Der Gemeindevorſtand. 
Haupt- und Reſidenzſtadt. 


(Siegel)) Tramm. (Siegel) Ebeling. 
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Anlage F. 


Vertrag 


zwiſchen a 
der Stadtgemeinde Hannover und der Dorfgemeinde Bothfeld. 


$1. 
Die Gemeinde Bothfeld wird in ihrem ganzen bisherigen Umfange mit 
der Stadtgemeinde Hannover zu einer Stadtgemeinde vereinigt. Gleichzeitig. tritt 
dieſelbe aus dem Landkreiſe Hannover aus und in den Stadtkreis Hannover ein. 


82. 

Bis zu einer Vermehrung der Zahl der Bürgervorſteher wird der Bezirk 
der Gemeinde Bothfeld dem benachbarten ſtädtiſchen Bürgervorſteherbezirk an— 
geſchloſſen. Bei eintretender Vermehrung der Zahl der Bürgervorſteher ſoll auf 
die Intereſſen der bisherigen Gemeinde Bothfeld beſtimmt Rückſicht genommen 
werden. 

83. 

Die Gemeinde Bothfeld bildet nach deren Anſchluſſe den Bezirk eines Be— 
zirksvorſtehers. 

84. 

Das Gemeindevermögen und die Gemeindeſchulden der bisherigen Stadt— 
gemeinde Hannover und der Gemeinde Bothfeld gehen vom Tage des Anſchluſſes 
an auf die vergrößerte Stadtgemeinde über. 


8 5. 

Für die vergrößerte Stadtgemeinde beſteht nur ein Bürgerrecht und ein 
Ortsarmenverband. Die für die Stadtgemeinde Hannover geltenden Beſtimmungen 
über Erwerb und Verluſt des Bürgerrechts werden auch für die bisherige Ge— 
meinde Bothfeld am Tage des Anſchluſſes inſoweit in Kraft geſetzt, als nicht in 
nachfolgendem ein anderes beſtimmt iſt. 

Die Mitglieder der bisherigen Gemeinde Bothfeld werden mit dem Tage 
des Anſchluſſes den Mitgliedern der Stadtgemeinde Hannover gleichberechtigt be— 
züglich der in der Stadt Hannover beſtehenden Stiftungen, Armen- und Kranken⸗ 
anſtalten und ſonſtigen dem gemeinen Beſten dienenden Einrichtungen, ſoweit die 
Teilnahme nicht ſtiftungsgemäß an beſondere Vorausſetzungen oder Beſtimmungen 
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gebunden iſt. Die Armenlaſten der Gemeinde Bothfeld werden von der ver- 

größerten Stadtgemeinde übernommen, insbeſondere wird die von den Gemeinden 

Groß-⸗Buchholz, Klein-Buchholz-Lahe und Bothfeld unterhaltene Gemeindeſchweſter 

von dem Tage des Anſchluſſes ab von der vergrößerten Stadtgemeinde unter- 

halten und nach Bedarf eine zweite Schweſter angeſtellt. 
Inſofern durch die Eingemeindung eine Unterbrechung der Friſt zum Er⸗ 

werbe des Unterſtützungswohnſitzes für die Einwohner der Gemeinde Bothfeld 

oder der Stadtgemeinde Hannover eintritt, übernimmt die erweiterte Stadtgemeinde 

die Verpflichtung, von den lediglich aus der Unterbrechung der Friſt ihr er⸗ 

wachſenen Rechten (Anſprüchen oder Einwendungen) anderen Armenverbänden 

gegenüber keinen Gebrauch zu machen. 


$ 6. 

Die obrigkeitliche Verwaltung im Bezirke der vergrößerten Stadtgemeinde 
ſteht vorbehaltlich der Zuständigkeiten des Königlichen Polizeipräſidiums und der 
ſtädtiſchen Polizeiverwaltung dem Magiſtrate der Stadt Hannover zu. Die ge⸗ 
ſamte Baupolizei wird in demſelben Bezirke durch das Stadtbaupolizeiamt 
wahrgenommen. s i 

2 
Alle für den Bezirk der bisherigen Stadtgemeinde Hannover geltenden 
ortsſtatutariſchen, reglementariſchen und vom Magiſtrat erlaſſenen ortspolizeilichen 
Vorſchriften treten mit dem Tage des Anſchluſſes auch für den Bezirk der 
früheren Gemeinde Bothfeld in Kraft. 
. Es find dies namentlich: 

1. die ortsſtatutariſchen Beſtimmungen, betreffend das Bürgerrecht, vom 
14. Oktober 1887, 

2. die revidierte Armenordnung vom 23. Dezember 1891, 

3. das Ortsſtatut vom 25. April 1895 zum Fluchtliniengeſetze nebſt Nach⸗ 

— trag vom 17. Juni 1903, 

4. die Beſtimmungen, betreffend Verteilung der Einquartierungslaſt, vom 
18. November 1890, 

5. die Polizeiverordnung, betreffend die Beſchaffenheit derjenigen Straßen 
und Straßenteile, welche für den öffentlichen Verkehr und den An⸗ 
bau als fertiggeſtellt anzuſehen ſind, vom 1. November 1894 nebſt 
Nachtrag vom 17. Januar 1896, 

6. das Ortsſtatut zur Ausführung des Geſetzes, betreffend die Anſtellung 

und Verſorgung der Kommunalbeamten, vom 30. Juli 1899, 
„die Geſchäftsanweiſung für die Bezirksvorſteher vom 3. Dezember 1897, 
das Reglement für die Wahl der Bezirksvorſteher vom 5. Dezember 
1891, 
„das Ortsſtatut, betreffend die Bürgervorſteherwahlen, vom 14. April 
1888, 
10. das Reglement für die Bürgervorſteherwahlen vom 14. Januar 1879. 
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Die für die Vororte erlaſſene Bauordnung vom 25. April 1902 ſowie 
die dieſe Baupolizeiordnung abändernde Polizeiverordnung vom 12. Dezember 
1903 bleiben jedoch für die bisherige Gemeinde Bothfeld bis auf weiteres in 
Geltung. 

§8. 

Der Gemeindebeſchluß vom 13. April 1881, betreffend Errichtung eines 
öffentlichen Schlachthauſes in der Stadt Hannover, gilt vom Tage des Anſchluſſes 
an im Bezirke der früheren Gemeinde Bothfeld mit der Abänderung, daß von 
dem Verbote des Schlachtens außerhalb des öffentlichen Schlachthauſes das nicht 
gewerbsmäßige Schlachten von Schweinen, und außerdem, ſolange Bothfeld 
äußeres Stadtgebiet bleibt, das nicht gewerbsmäßige Schlachten von anderem 
Schlachtviehe jeder Art ausgeſchloſſen werden ſoll. 


59. 

In den kirchlichen und parochialen Verhältniſſen wird durch den Anſchluß 

nichts geändert. ö 
§ 10. 

Der ganze bisherige Gemeindebezirk Bothfeld wird zunächſt als äußeres 
Stadtgebiet angeſchloſſen. 

811. 

Der bisherige Standesamtsbezirk Bothfeld wird nach erfolgtem Anſchluſſe 
mit dem Standesamte Hannover vereinigt, ſobald dazu die Genehmigung der 
Staatsregierung erteilt iſt. a 

Im Falle des Anſchluſſes der drei Ortſchaften Bothfeld, Groß-Buchholz 
und Klein⸗Buchholz⸗Lahe ſoll für dieſe drei Gemeinden ein beſonderes Standes⸗ 
amt, das möglichſt zentral zu den Gemeinden liegt, auf die Dauer von mindeſtens 
zehn Jahren, vom Anſchluß ab gerechnet, errichtet werden. 


$ 12. 

Mit dem Tage des Anſchluſſes ſind die Mitglieder der bisherigen Gemeinde 
Bothfeld berechtigt, die Friedhöfe der Stadtgemeinde Hannover zu Beerdigungen 
zu benutzen, vorbehaltlich etwaiger Anſprüche der Geiſtlichen und Kirchendiener. 
Die Friedhöfe der Gemeinden Bothfeld, Groß-Buchholz und Klein-Buchholz— 
Lahe werden von der vergrößerten Stadtgemeinde mit der Maßgabe über⸗ 
nommen, daß ſie für die Gemeinden allein erhalten bleiben. Vorausgeſetzt wird 
dabei, daß die Kirchengemeinde den neuen Friedhof auf dem „Harkenbraken“ 
der Stadtgemeinde Hannover überläßt. 


§ 13. | 
Die bisherigen Schulen der Gemeinde Bothfeld werden mit dem Tage 
des Anſchluſſes Gemeindeſchulen der vergrößerten Stadtgemeinde. Vorausgeſetzt 
wird hierbei, daß der Schulverband ſeine Auflöſung beſchließt und alle ſeine 
Rechte und Pflichten auf die vergrößerte Stadtgemeinde überträgt. 
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Die Mitglieder der bisherigen Gemeinde Bothfeld, deren Kinder die Schulen 
der Stadt Hannover beſuchen, haben vom Tage des Anſchluſſes ab nur noch 
dieſelben Schulgeldſätze zu zahlen wie die Mitglieder der Stadtgemeinde Hannover. 


§ 14. 

Mit dem Tage des Anſchluſſes geht die Verpflichtung der Unterhaltung 
der gepflaſterten Straßen und öffentlichen Wege, ſoweit ſie bisher der Gemeinde 
Bothfeld obgelegen hat, auf die Stadtkaſſe der vereinigten Gemeinden über. 
Die Fußwege neben den Fahrbahnen in der bisherigen Gemeinde Bothfeld ſollen, 
ſolange dieſelbe zum äußeren Stadtgebiete gehört, von Grand oder ähnlichem 
geringen Material hergeſtellt werden. Werden dieſe Fußwege auf Antrag der 
anliegenden Grundbeſitzer mit Saumquadern oder Bordſteinen verſehen, ſo ſind 
die Koſten von den Antragſtellern zu tragen. Die Unterhaltung der öffentlichen 
Fußwege trägt die Stadtkaſſe. Werden ſpäter Straßen der bisherigen Gemeinde 
Bothfeld dem inneren Stadtgebiet angeſchloſſen, ſo tragen die Anlieger die Koſten 
der Herſtellung der Bürgerſteige, während die ſpätere Unterhaltung der Stadt⸗ 
kaſſe zur Laſt fällt. 

Die Reinigung der in der bisherigen Gemeinde Bothfeld vorhandenen 
öffentlichen Gräben und Waſſerläufe geſchieht nach dem Anſchluß auf Koſten der 
Stadtkaſſe, ſoweit ſie bisher der Gemeinde Bothfeld obgelegen hat. 


$ 15. 

Diejenigen, welche am Tage des Anſchluſſes in der Gemeinde Bothfeld 
wohnen und ein Grundſtück eigentümlich beſitzen, erhalten für ſich und ihre Ehe— 
gatten das Bürgerrecht der Stadt Hannover unentgeltlich, wenn ſie unbeſcholten 
und preußiſche Staatsangehörige find. 

Wird ſpäter ein Teil der bisherigen Gemeinde Bothfeld dem inneren 
Stadtgebiet angeſchloſſen, ſo haben diejenigen Grundeigentümer, welchen nach 
obigen Beſtimmungen das Bürgerrecht unentgeltlich erteilt iſt, eine Nachzahlung 
nicht zu leiſten. 

$ 16. 

Kinder, welche Perſonen, denen nach obigen Beſtimmungen das Bürger— 
recht unentgeltlich erteilt wird, nach der Ableiſtung des Bürgereides geboren 
werden, erhalten ohne weiteres das Recht der Bürgerkinder. 


8 

Kinder, welche vor jener Ableiſtung des Bürgereides geboren ſind, erwerben 
die Rechte der Bürgerkinder nur dann, wenn ſie von den Eltern bei Erwerbung 
des Bürgerrechts oder ſpäteſtens ſechs Monate nachher durch Zahlung der im § 6 
der ortsſtatutariſchen Beſtimmungen, betreffend das Bürgerrecht in der König— 

14. Oktober ger; 
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lichen Reſidenzſtadt Hannover, vom 29. November 1887 vorgeſchriebenen Gebühren 


eingekauft ſind. 
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$ 18, ’ 
Nichtgrundbeſitzer, welche im Bezirke der Gemeinde Bothfeld am Tage des 
Anſchluſſes wohnen und zum Erwerbe des Bürgerrechts verpflichtet find, erhalten 
das Bürgerrecht für ſich und ihre Ehegatten unentgeltlich. 
Alle übrigen Nichtgrundbeſitzer haben, wenn ſie zum Erwerbe des Bürger— 
rechts zugelaſſen werden wollen, Bürgergeld in Gemäßheit des Ortsſtatuts vom 


14. Oktober 
29. November 1887 zu zahlen. 


$ 19. 

Die Bewohner der früheren Gemeinde Bothfeld haben vom Tage des 
Anſchluſſes ab, ſolange die von ihnen bewohnten Straßen zum äußeren Stadt— 
gebiete gehören, dieſelben Zuſchläge zur Einkommenſteuer zu zahlen, welche von 
den Bewohnern des äußeren Stadtgebiets der Stadt Hannover zu zahlen ſind 
beziehungsweiſe zu zahlen ſein werden. 


§ 20. 
Vom Tage des Anſchluſſes ab finden folgende Beſtimmungen auf die 
frühere Gemeinde Bothfeld Anwendung: 
1. der Gemeindebeſchluß, betreffend die Erhebung der direkten Steuern, 
vom 17. April 1895, 5 
der Gemeindebeſchluß, betreffend Befreiungen von den direkten Steuern, 
vom 17. April 1895, 
3. die Gewerbeſteuerordnung vom 16. März 1903, 
4. die Ordnung, betreffend die Erhebung einer Billettſteuer und einer 
Luſtbarkeitsſteuer, vom 1. Mai 1903, 
5. das Regulativ, betreffend Erhebung von Gebühren in Baupolizeiſachen, 
vom 1. Dezember 1894 nebſt Nachtrag, 
6. die Steuerordnung, betreffend die Erhebung einer Gemeindeſteuer von 
Hunden, vom 30. November 1894, 
7. die Steuerordnung, betreffend die Erhebung einer Gemeindeſteuer vom 
Bier, vom 30. November 1894, 
8. die Steuerordnung vom re 1895, betreffend die Erhebung einer 
Gemeindeſteuer bei dem Erwerbe von Grundſtücken, nebſt Nachtrag vom 
20. Februar 1902. 
Die Hundeſteuer wird jedoch nicht erhoben für einen Hund, der zur Be— 
wachung eines landwirtſchaftlichen Gehöfts gehalten wird. 


ICH 


821 
Die Gemeinde-Grundſteuerordnung vom 16. März 1903 findet auf die 
Eigentümer von Grundſtücken in der früheren Gemeinde Bothfeld keine An— 
wendung, vielmehr haben dieſelben bis zur anderweiten Regulierung der Gemeinde— 
Geſetzſammlung 1907. (Nr. 10829.) 40 


„ 
ſteuern vom Grundbeſitze vom Tage des Anſchluſſes an 165 Prozent der ſtaatlich 


veranlagten Gebäudeſteuer und 165 Prozent der ftaatlich veranlagten Grundſteuer 


zu entrichten. 
Neue Steuern dürfen während der erſten ſechs Jahre, vom Tage des 
Anſchluſſes an gerechnet, nicht auf den Grundbeſitz gelegt werden. 


8 22. | 
Die Rechtsverhältniſſe der Realgemeinde Bothfeld werden durch den An— 
ſchluß der politiſchen Gemeinde nicht berührt. 


§ 23. 

Der bisherigen Gemeinde Bothfeld wird hinſichtlich der §§ 10 und 14 
zugeſtanden: 

1. daß bei Schneefall die ſämtlichen bebauten Straßen der Ortſchaft durch 
Schneepflüge dem Verkehr offengehalten werden und auch die ſonſtige 
Reinigung wie bisher erfolgt; 

2. daß die folgenden Dorfſtraßen innerhalb acht Jahren nach erfolgtem 
Anſchluſſe mit Kleinpflaſter verſehen werden ſollen: 

a) die Straße von Apenberg bis Zabel, 

b) -die Straße von Seegers bis G. Rahlfs, 

e) die Straße von Gerns bis Koch und zwar auf etwa 150 Meter 
(bis zum Friedhofe), während der übrige Teil dieſer Straße aus 
gebeſſert werden ſoll, 

d) die Straße von Stöckmann bis Schuhmacher, 

e) die Straße von Schuhmacher bis Klaus und 

1) eine Strecke von etwa 150 Meter von der neuen nach Langenforth 
führenden Landſtraße bis zu dem Nölleſchen Grundftüde, 

3. daß für die bebauten Straßen der Ortſchaft nach Bedarf binnen drei 
Jahren nach dem Anſchluß eine entſprechende Beleuchtung eingeführt 
werden ſoll; 

4. daß die Dorf- beziehungsweiſe Landſtraßen in demſelben Umfang 
unterhalten werden, wie ſolches vor dem Anſchluſſe geſchehen ift; 

5. daß der Feuerlöſchdienſt von der Stadt Hannover mit der Maßgabe 
übernommen wird, daß die Gemeindeſpritze in Bothfeld verbleibt; 

6. daß die Unterbeamten der bisherigen Gemeinde Bothfeld von der ver— 
größerten Stadtgemeinde weiter beſchäftigt werden follen; 

7. daß die Anlieger der jetzt vorhandenen Dorfſtraßen, ſoweit dieſe als 
ſogenannte hiſtoriſche anzuſehen find, von den Aptierungskoſten frei⸗ 
2 find; 

aß das Schützen⸗, Ernte⸗ und Faſtnachtsfeſt, ſolange Bothfeld 
äußeres Stadtgebiet iſt, alljährlich in der bisherigen Weiſe abgehalten 
werden darf. 2 


Fr 


§ 24. 
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des vorſtehenden Vertrags wird durch 
das den Anſchluß genehmigende Geſetz beſtimmt. 


Hannover, den 10. Januar 1907. Bothfeld, den 26. Dezember 1906. 


Der Magiſtrat der Königlichen Der Gemeindevorſtand. 
Haupt⸗ und Reſidenzſtadt. 
Siegel.) Tramm. (Siegel) Gerns. 
Anlage C. 
Vertrag 
zwiſchen 


der Stadtgemeinde Hannover und der Dorfgemeinde Stöcken. 


1 91. 
Die Gemeinde Stöcken wird in ihrem ganzen bisherigen Umfange mit der 
Stadtgemeinde Hannover zu einer Stadtgemeinde vereinigt. Gleichzeitig tritt 
dieſelbe aus dem Landkreiſe Hannover aus und in den Stadtkreis Hannover ein. 


82. 

Bis zu einer Vermehrung der Zahl der Bürgervorſteher wird der Bezirk 
der Gemeinde Stöcken dem benachbarten ſtädtiſchen Bürgervorſteherbezirk an⸗ 
geſchloſſen. Bei eintretender Vermehrung der Zahl der Bürgervorſteher ſoll auf 
die Intereſſen der bisherigen Gemeinde Stöcken Rückſicht genommen werden. 


8.8. 

Die Gemeinde Stöcken bildet nach deren Anſchluſſe den Bezirk eines 
Bezirksvorſtehers. | 
984. 

Das Gemeindevermögen und die Gemeindeſchulden der bisherigen Stadt⸗ 
gemeinde Hannover und der Gemeinde Stöcken gehen vom Tage des Anſchluſſes 
an auf die vergrößerte Stadtgemeinde über. 

40* 
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§ 5. 

Für die vergrößerte Stadtgemeinde beſteht nur ein Bürgerrecht und ein 
Ortsarmenverband. 

Die für die Stadtgemeinde Hannover geltenden Beſtimmungen über Erwerb 
und Verluſt des Bürgerrechts werden auch für die bisherige Gemeinde Stöcken 
am Tage des Anſchluſſes inſoweit in Kraft geſetzt, als nicht in nachfolgendem 
ein anderes beſtimmt iſt. 

Die Mitglieder der bisherigen Gemeinde Stöcken werden mit dem Tage 
des Anſchluſſes den Mitgliedern der Stadtgemeinde Hannover gleichberechtigt 
bezüglich der in der Stadt Hannover beſtehenden Stiftungen, Armen- und 
Krankenanſtalten und ſonſtigen dem gemeinen Beſten dienenden Einrichtungen, 
ſoweit die Teilnahme nicht ſtiftungsgemäß, an beſondere Vorausſetzungen oder 
Beſtimmungen gebunden iſt. Die Armenlaſten der Gemeinde Stöcken werden 
von der vergrößerten Stadtgemeinde übernommen, insbeſondere wird die von der 
Gemeinde Stöcken unterhaltene Gemeindeſchweſter mit dem Tage des Anſchluſſes 
von der vergrößerten Stadtgemeinde unterhalten und nach Bedarf eine zweite 
Schweſter angeſtellt. N f 

Inſofern durch die Eingemeindung eine Unterbrechung der Friſt zum Er- 
werbe des Unterſtützungswohnſitzes für die Einwohner der Gemeinde Stöcken oder 
der Stadtgemeinde Hannover eintritt, übernimmt die erweiterte Stadtgemeinde 
die Verpflichtung, von den lediglich aus der Unterbrechung der Friſt ihr er— 
wachſenen Rechten (Anſprüchen oder Einwendungen) anderen Armenverbänden 
gegenüber keinen Gebrauch zu machen. 


§ 6. 
A Die obrigkeitliche Verwaltung im Bezirke der vergrößerten Stadtgemeinde 
ſteht vorbehaltlich der Zuſtändigkeiten des Königlichen Polizeipräſidiums und der 
ſtädtiſchen Polizeiverwaltung dem Magiſtrate der Stadt Hannover zu. Die 
geſamte Baupolizei wird in demſelben Bezirke durch das Stadtbaupolizeiamt 
wahrgenommen. | 
$ 7. 
Alle für den Bezirk der bisherigen Stadtgemeinde Hannover geltenden 
ortsſtatutariſchen, reglementariſchen und vom Magiſtrat erlaſſenen ortspolizeilichen 
Vorſchriften treten mit dem Tage des Anſchluſſes auch für den Bezirk der 
früheren Gemeinde Stöcken in Kraft. 
Es ſind dies namentlich: i 
1. die ortsſtatutariſchen Beſtimmungen, betreffend das Bürgerrecht, vom 
14. Oktober 1887, 

2. die revidierte Armenordnung vom 23. Dezember 1891, 

3. das Ortsſtatut vom 25. April 1895 zum Fluchtliniengeſetze nebſt Nach— 
trag vom 17. Juni 1903, 

4. die Beſtimmungen, betreffend Verteilung der Einquartierungslaſt, vom 
18. November 1890, 


— — 
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5. die Polizeiverordnung, betreffend die Beſchaffenheit derjenigen Straßen 
und Straßenteile, welche für den öffentlichen Verkehr und den Anbau 
als fertiggeſtellt anzuſehen find, vom 1. November 1894 nebſt Nach⸗ 
trag vom 17. Januar 1896, 

6. das Ortsſtatut zur Ausführung des Geſetzes, betreffend die Anſtellung 
und Verſorgung der Kommunalbeamten, vom 30. Juli 1899, 

7. die Geſchäftsanweiſung für die Bezirksvorſteher vom 3. Dezember 1897, 

8. das Reglement für die Wahl der Bezirksvorſteher vom 5. Dezember 1891, 

9. das Ortsſtatut, betreffend die Bürgervorſteherwahlen, vom 14. April 1888, 

10. das Reglement für die Bürgervorſteherwahlen vom 14. Januar 1879. 

Die für die Vororte erlaſſene Bauordnung vom 25. April 1902 ſowie 

die dieſe Baupolizeiordnung abändernde Polizeiverordnung vom 12. Dezember 1903 
bleiben jedoch für die bisherige Gemeinde Stöcken bis auf weiteres in Geltung. 


§s. 

Der Gemeindebeſchluß vom 13. April 1881, betreffend Errichtung eines 
öffentlichen Schlachthauſes in der Stadt Hannover, gilt vom Tage des An— 
ſchluſſes an im Bezirke der früheren Gemeinde Stöcken mit der Abänderung, 
daß von dem Verbote des Schlachtens außerhalb des öffentlichen Schlachthaufes 
das nicht gewerbsmäßige Schlachten von Schweinen, ſolange Stöcken äußeres 
Stadtgebiet bleibt, ausgeſchloſſen werden foll, 


§ 9. 
In den kirchlichen und parochialen Verhältniſſen wird durch den Anſchluß 
nichts geändert. 


$ 10. 
Der ganze bisherige Gemeindebezirk Stöcken wird zunächſt als äußeres 
Stadtgebiet angeſchloſſen. 


811 
Der bisherige Standesamtsbezirk Stöcken wird nach erfolgtem Anſchluſſe 
mit dem Standesamte Hannover vereinigt, ſobald dazu die Genehmigung der 


Staatsregierung erteilt it. 9 12 

Mit dem Tage des Anſchluſſes ſind die Mitglieder der bisherigen Gemeinde 
Stöcken berechtigt, die Friedhöfe der Stadtgemeinde Hannover zu Beerdigungen 
zu benutzen, vorbehaltlich etwaiger Anſprüche der Geiſtlichen und Kirchendiener. 


N 813. 

Die bisherigen Schulen der Gemeinde Stöcken werden mit dem Tage 
des Anſchluſſes Gemeindeſchulen der vergrößerten Stadtgemeinde. Die Mitglieder 
der bisherigen Gemeinde Stöcken, deren Kinder die Schulen der Stadt Hannover 
beſuchen, haben vom Tage des Anſchluſſes ab nur noch dieſelben Schulgeldſätze 
zu zahlen wie die Mitglieder der Stadtgemeinde Hannover. 

Auf die Lehrerbeſoldungen finden gleichzeitig die für die Lehrerbeſoldungen 
in der Stadt Hannover geltenden Grundſätze Anwendung mit der Maßgabe, 
daß die Dienſtzeit der Lehrer von der Zeit ihrer Anſtellung an gerechnet wird. 
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. f $ 14. 

Mit dem Tage des Anſchluſſes geht die Verpflichtung der Unterhaltung 
der gepflaſterten Straßen und öffentlichen Wege, ſoweit ſie bisher der Gemeinde 
Stöcken obgelegen hat, auf die Stadtkaſſe der vereinigten Gemeinden über. 

Die Fußwege neben den Fahrbahnen in der bisherigen Gemeinde Stöcken 
ſollen, ſolange dieſelbe zum äußeren Stadtgebiete gehört, von Grand oder ähn⸗ 
lichem geringerem Material hergeſtellt werden. Werden dieſe Fußwege auf 
Antrag der anliegenden Grundbeſitzer mit Saumquadern oder Bordſteinen ver⸗ 
ſehen, ſo ſind die Koſten von den Antragſtellern zu tragen. Die Unterhaltung 
der öffentlichen Fußwege trägt die Stadtkaſſe. Werden ſpäter Straßen der bis⸗ 
herigen Gemeinde Stöcken dem inneren Stadtgebiet angeſchloſſen, ſo tragen die 
Anlieger die Koſten der Herſtellung der Bürgerſteige, während die ſpätere Unter⸗ 
haltung der Stadtkaſſe zur Laſt fällt. 

Die Reinigung der in der bisherigen Gemeinde Stöcken vorhandenen öffent⸗ 
lichen Gräben und Waſſerläufe geſchieht nach dem Anſchluß auf Koſten der Stadt- 
kaſſe, ſoweit fie bisher der Gemeinde Stöcken obgelegen hat. . 


$ 15. 

Diejenigen, welche am Tage des Anſchluſſes in der Gemeinde Stöcken 
wohnen und ein Grundſtück eigentümlich beſitzen, erhalten für ſich und ihre Ehe⸗ 
gatten das Bürgerrecht der Stadt Hannover unentgeltlich, wenn ſie unbeſcholten 
und preußiſche Staatsangehörige ſind. 

Wird ſpäter ein Teil der bisherigen Gemeinde Stöcken dem inneren Stadt⸗ 
gebiet angeſchloſſen, ſo haben diejenigen Grundeigentümer, welchen nach obigen 
Beſtimmungen das Bürgerrecht unentgeltlich erteilt iſt, eine Nachzahlung nicht 
zu leiſten. 

$ 16. 

Kinder, welche Perſonen, denen -nach obigen Beſtimmungen das Bürger⸗ 
recht unentgeltlich erteilt wird, nach der Ableiſtung des Bürgereides geboren 
werden, erhalten ohne weiteres das Recht der Bürgerkinder. 


§ 17. 

Kinder, welche vor jener Ableiſtung des Bürgereides geboren ſind, erwerben 
die Rechte der Bürgerkinder nur dann, wenn ſie von den Eltern bei Erwerbung 
des Bürgerrechts oder ſpäteſtens ſechs Monate nachher durch Zahlung der im 
$ 6 der ortsſtatutariſchen Beſtimmungen, 3 das Bürgerrecht in der 

PT 14. Oktober N 
Königlichen Reſidenzſtadt Hannover, vom ep 1887 vorgefchriebenen Ge⸗ 
bühren eingekauft find. 

$ 18. 

Nichtgrundbeſitzer, welche im Bezirke der Gemeinde Stöcken am Tage des 
Anſchluſſes wohnen und zum Erwerbe des Bürgerrechts verpflichtet ſind, erhalten 
das Bürgerrecht für ſich und ihre Ehegatten unentgeltlich. 


a: 


Alle übrigen Nichtgrundbeſitzer haben, wenn fie zum Erwerbe des Bürger: 
rechts zugelaſſen werden wollen, Bürgergeld in Gemäßheit des Ortsſtatuts vom 
14. Oktober 1887 zu zahlen 
29. November zu z 0 19 

Die Bewohner der früheren Gemeinde Stöcken haben vom Tage des An— 
ſchluſſes ab, ſolange die von ihnen bewohnten Straßen zum äußeren Stadt⸗ 
gebiete gehören, dieſelben Zuſchläge zur Einkommenſteuer zu zahlen, welche von 
den Bewohnern des äußeren Stadtgebiets der Stadt Hannover zu zahlen ſind 
beziehungsweiſe zu zahlen ſein werden. Außerdem haben ſie auf die Dauer von 
ſechs Jahren, vom Anſchluß ab gerechnet, einen Zuſchlag zur Staats-Einkommen⸗ 
ſteuer von 75 Prozent und für die darauf folgenden vier Jahre einen ſolchen von 
50 Prozent zu zahlen. Keinesfalls darf die Gemeinde-Einkommenſteuer für die 
bisherige Gemeinde Stöcken während der erſten ſechs Jahre im ganzen jährlich 
187½ Prozent, während der folgenden vier Jahre im ganzen 162 ½ Prozent 
jährlich überſteigen. 


9 20. 
Vom Tage des Anſchluſſes ab finden folgende Beſtimmungen auf die 
frühere Gemeinde Stöcken Anwendung: 
1. der Gemeindebeſchluß, betreffend die Erhebung der direkten Steuern, 
vom 17. April 1895, 
2. der Gemeindebeſchluß, betreffend Befreiungen von den direkten Steuern, 
vom 17. April 1895, 
3. die Gewerbeſteuerordnung vom 16. März 1903, 
4. die Ordnung, betreffend die Erhebung einer Billettſteuer und einer 
Luſtbarkeitsſteuer, vom 1. Mai 1903, 
5. das Regulativ, betreffend Erhebung von Gebühren in Baupolizeiſachen, 
vom 1. Dezember 1894 nebſt Nachtrag, 
6. die Steuerordnung, betreffend die Erhebung einer Gemeindeſteuer von 
Hunden, vom 30. November 1894, a 
7. die Steuerordnung, betreffend die Erhebung einer Gemeindeſteuer vom 
Bier, vom 30. November 1894, 
29. März 
18. April 
Gemeindeſteuer bei dem Erwerbe von Grundſtücken, nebſt Nachtrag 
vom 20. Februar 1902. 
Die Hundeſteuer wird jedoch nicht erhoben für einen Hund, der zur Be— 
wachung eines landwirtſchaftlichen Gehöfts gehalten wird. 


21. 

Die 8 vom 16. März 1903 findet auf die Eigen⸗ 
tümer von Grundſtücken in der früheren Gemeinde Stöcken keine Anwendung, 
vielmehr haben dieſelben bis zur anderweitigen Regulierung der Gemeindeſteuern 
vom Grundbeſitze vom Tage des Anſchluſſes an 187 ½ Prozent der ſtaatlich 
veranlagten Gebäudeſteuer und 187½ Prozent der ſtaatlich veranlagten Grund— 


8. die Steuerordnung vom 1895, betreffend die Erhebung einer 
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ſteuer zu entrichten. Falls keine Neuregelung erfolgen ſollte, haben die Bewohner 
der jetzigen Gemeinde Stöcken nach Ablauf von ſechs Jahren, vom Anſchluß an 
gerechnet, dieſelben Prozentſätze der Steuern vom Grundbeſitze zu zahlen wie die 
Bewohner der Stadtgemeinde Hannover. Neue Steuern dürfen während der 
erſten ſechs Jahre, vom Tage des Anſchluſſes an gerechnet, nicht auf den Grund— 
beſitz gelegt werden. 
$ 22. 

Die Rechtsverhältniſſe der Realgemeinde Stöcken werden durch den Anſchluß 

der politiſchen Gemeinde nicht berührt. 


§ 23. 

Der bisherigen Gemeinde Stöcken wird hinſichtlich der $$ 10 und 14 
zugeſtanden: 

1. bei Schneefall ſollen die ſämtlichen bebauten Straßen der Ortſchaft 
durch Schneepflüge dem Verkehr offengehalten werden und auch die 
ſonſtige Reinigung wie bisher erfolgen; 

2. die Anlieger der jetzt vorhandenen Dorfſtraßen ſind, ſoweit dieſe als 
ſogenannte hiſtoriſche anzuſehen ſind, von den Aptierungskoſten frei— 
zulaſſen; 

3. der Feuerlöſchdienſt wird von der Stadt Hannover übernommen mit 
der Maßgabe, daß die Gemeindeſpritze in Stöcken verbleibt; 

4. der derzeitige erſte Gemeindediener der Gemeinde Stöcken wird vom 
Tage des Anſchluſſes ab von der vergrößerten Stadtgemeinde unter 
ſeinen jetzigen Gehaltsverhältniſſen weiter beſchäftigt; ebenſo ſind der 
zweite Gemeindediener und die beiden Nachtwächter in entſprechender 
Weiſe zu übernehmen; 

5. die Straßenbeleuchtung iſt in dem von der Gemeinde Stöcken geplanten 
Umfange von rund 60 Gaslaternen von der vergrößerten Stadtgemeinde 
zu unterhalten 
das Schützenfeſt darf, ſolange Stöcken äußeres Stadtgebiet iſt, in der 
bisherigen Weiſe und zu der bisherigen Zeit abgehalten werden. 


924. ü 


Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des vorſtehenden Vertrags wird durch 
das den Anſchluß genehmigende Geſetz beſtimmt. 


Hannover, den 10. Januar 1907. Stöcken, den 26. Dezember 1906. 


6. 
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Der Magiſtrat der Königlichen Der Gemeindevorſtand. 
Haupt- und Reſidenzſtadt. 
(Siege). Tramm. (Siegel) Moorhoff. 
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